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'( ���Verordnung: Aufzüge-Sicherheitsverordnung 1996 – ASV 1996
[CELEX-Nr.: 395L0016, 395L0216, 389L0655 und 395L0063]

'(!���Verordnung: Änderung der Maschinen-Sicherheitsverordnung

'( � Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten und des
Bundesministers für Arbeit und Soziales über die Sicherheit von Aufzügen

(Aufzüge-Sicherheitsverordnung 1996 – ASV 1996)
Auf Grund
1. des § 69 und des § 71 Abs. 3 bis 6 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, wird vom Bun-

desminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, hinsichtlich des II. Abschnittes im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Arbeit und Soziales,

2. der §§ 33 bis 35, 37 und 38 des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes (ASchG), BGBl.
Nr. 450/1994, wird hinsichtlich des § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 1 und 2, des Abschnittes III und der
§§ 27, 28 und 29 vom Bundesminister für Arbeit und Soziales, soweit es sich um der Gewerbe-
ordnung 1994, BGBl. Nr. 194, unterliegende Betriebe und Tätigkeiten handelt, auf Grund des
§ 132 Abs. 3 Z 6 ASchG, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten, soweit es sich um dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBl.
Nr. 650/1994, unterliegende Betriebe und Tätigkeiten handelt, auf Grund des § 132 Abs. 2
ASchG, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Verkehr und Kunst,

verordnet:
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I. ABSCHNITT

GELTUNGSBEREICH UND BEGRIFFE

Geltungsbereich

§ 1. (1) Diese Verordnung gilt für das Inverkehrbringen und Ausstellen von Aufzügen, die Gebäude
und Bauten dauerhaft bedienen, und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen gemäß § 2 Abs. 3 und legt fest

1. welche Maßnahmen vor dem Inverkehrbringen oder Ausstellen zu treffen sind,
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2. welche grundlegenden Sicherheitsanforderungen zu erfüllen sind, um das Leben und die Gesund-
heit von Personen, die sie verwenden, zu schützen, und

3. welche Mindestkriterien zugelassene Prüfstellen zu erfüllen haben, bevor sie die in dieser Ver-
ordnung vorgeschriebenen Prüfungen vornehmen und Bescheinigungen ausstellen können.

(2) Diese Verordnung regelt im III. Abschnitt den Einbau, die Inbetriebnahme, die Wartung und die
Prüfung von Aufzügen in gewerblichen Betriebsanlagen und in Betriebsstätten, die dem Bundesgesetz
über die Verkehrs-Arbeitsinspektion, BGBl. Nr. 650/1994, unterliegen.

(3) Durch diese Verordnung werden die Richtlinie 95/16/EG vom 29. Juni 1995, zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Aufzüge, CELEX Nr. 395L0016 (ABl. Nr. L 213 vom
7. September 1995 , S 1) und die Empfehlung der Kommission vom 8. Juni 1995 über die Verbesserung
der Sicherheit vorhandener Aufzüge, CELEX Nr. 395L0216 (ABl. Nr. L 134 vom 20. Juni 1995, S 37)
umgesetzt.

Begriffe

§ 2. (1) „Aufzüge“ sind Hebezeuge, die zwischen festgelegten Ebenen mittels eines Fahrkorbs ver-
kehren, der

1. zur Personenbeförderung,
2. zur Personen- und Güterbeförderung, oder
3. sofern der Fahrkorb betretbar ist (dh. wenn eine Person ohne Schwierigkeiten in den Fahrkorb

einsteigen kann) und über Steuereinrichtungen verfügt, die im Inneren des Fahrkorbs oder in
Reichweite einer dort befindlichen Person angeordnet sind, nur zur Güterbeförderung

bestimmt ist und an starren Führungen entlang fortbewegt wird, die gegenüber der Horizontalen um mehr
als 15° geneigt sind.

(2) Weiters gelten Aufzüge (zB Aufzüge mit Scherenhubwerk), die nicht an starren Führungen ent-
lang, aber nach einem räumlich vollständig festgelegten Fahrverlauf fortbewegt werden, als „Aufzüge“
im Sinne der Verordnung.

(3) „Sicherheitsbauteile für Aufzüge“ sind:
1. Verriegelungseinrichtungen der Fahrschachttüren,
2. Fangvorrichtungen gemäß Anhang 1 Punkt 3.2, die einen Absturz oder unkontrollierte Aufwärts-

bewegungen des Fahrkorbs verhindern,
3. Geschwindigkeitsbegrenzer,
4.o a) energiespeichernde Puffer,

– entweder mit nichtlinearer Kennlinie,
– oder mit Rücklaufdämpfung,

b) energieverzehrende Puffer,
5. Sicherheitseinrichtungen an Zylindern der Hydraulikhauptkreise, wenn sie als Fangvorrichtungen

verwendet werden,
und

6. elektrische Sicherheitseinrichtungen in Form von Sicherheitsschaltungen mit elektronischen Bau-
elementen.

(4) „Inverkehrbringen von Sicherheitsbauteilen“ ist
1. das erstmalige Abgeben, Versenden oder Einführen eines Sicherheitsbauteiles von Aufzügen

durch einen Gewerbetreibenden oder einen ihm gleichgestellten Rechtsträger (§ 2 Abs. 14 Ge-
wO 1994) an einen anderen zum Zwecke des Einbaus und der Verwendung in Österreich,

2. das Herstellen, Zusammenfügen oder Einführen eines Sicherheitsbauteiles von Aufzügen durch
einen Gewerbetreibenden oder einen ihm gleichgestellten Rechtsträger (§ 2 Abs. 14 GewO 1994)
für den Eigengebrauch.

(5) Ein Aufzug gilt mit dem Zeitpunkt als in Verkehr gebracht, zu dem der Montagebetrieb den
Aufzug dem Benutzer zur Verfügung stellt.

(6) Als Inverkehrbringen gilt nicht:
1. das Überlassen von Aufzügen oder Sicherheitsbauteilen von Aufzügen zum Zwecke der Lage-

rung, Verschrottung, Abänderung oder Instandsetzung,
2. das Rückliefern von zur Lagerung, Abänderung oder Instandsetzung übernommenen Aufzügen

oder Sicherheitsbauteilen von Aufzügen an den Auftraggeber.
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(7) „Ausstellen“ ist das Zurschaustellen und Demonstrieren von Aufzügen oder von Sicherheits-
bauteilen von Aufzügen durch einen Gewerbetreibenden oder einen ihm gleichgestellten Rechtsträger
(§ 2 Abs. 14 GewO 1994) im Rahmen von Messen, Ausstellungen und dgl. und in Schauräumen und
Auslagen zum Zwecke des Inverkehrbringens oder der Werbung.

(8) „Montagebetrieb“ ist diejenige natürliche oder juristische Person, die die Verantwortung für den
Entwurf, die Herstellung, den Einbau und das Inverkehrbringen des Aufzugs übernimmt, die CE-Kenn-
zeichnung anbringt und die Übereinstimmungserklärung ausstellt.

(9) „Hersteller der Sicherheitsbauteile“ ist diejenige natürliche oder juristische Person, die die Ver-
antwortung für den Entwurf und die Fertigung der Sicherheitsbauteile übernimmt, die CE-Kenn-
zeichnung anbringt und die Übereinstimmungserklärung ausstellt.

(10) „Musteraufzug“ ist ein repräsentativer Aufzug, dessen technische Unterlagen verdeutlichen,
wie bei den vom – mit Hilfe objektiver Parameter definierten – Musteraufzug abgeleiteten Aufzügen, die
identische Sicherheitsbauteile verwenden, die grundlegenden Sicherheitsanforderungen eingehalten wer-
den.

II. ABSCHNITT

INVERKEHRBRINGEN UND AUSSTELLEN

TEIL 1:

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Geltungsbereich

§ 3. Vom Anwendungsbereich dieser Verordnung sind ausgenommen:
1. Seilgeführte Einrichtungen, einschließlich Seilbahnen, für die öffentliche und nichtöffentliche

Personenbeförderung,
2. speziell für militärische Zwecke oder zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung konzipierte

und gebaute Aufzüge,
3. Schachtförderanlagen,
4. Bühnenaufzüge,
5. in Beförderungsmittel eingebaute Aufzüge,
6. mit einer Maschine verbundene Aufzüge, die ausschließlich für den Zugang zum Arbeitsplatz

bestimmt sind,
7. Zahnradbahnen,
8. Baustellenaufzüge zur Personenbeförderung oder zur Personen- und Güterbeförderung.

Maßnahmen beim Ausstellen

§ 4. (1) Bei Messen, Ausstellungen, Vorführungen und dgl. dürfen den Bestimmungen dieses Ab-
schnittes unterliegende jedoch nicht entsprechende Aufzüge oder Bauteile von Aufzügen ausgestellt
werden. Durch ein geeignetes Schild ist jedoch deutlich darauf hinzuweisen, daß Schutzeinrichtungen
fehlen oder nicht wirksam sind und daß die ausgestellten Aufzüge oder Bauteile von Aufzügen nur mit
den notwendigen Schutzeinrichtungen ausgestattet und nach Herstellen der Übereinstimmung mit den
zutreffenden technischen Anforderungen dieser Verordnung erworben werden können.

(2) Die Preisangaben haben sich jedenfalls auf derart ausgerüstete Aufzüge oder Bauteile von Auf-
zügen zu beziehen.

(3) Bei Vorführungen sind die entsprechenden Sicherheitsmaßnahmen zu treffen, um den Schutz
von Personen zu gewährleisten.

TEIL 2:

ÜBEREINSTIMMUNGSVERFAHREN

Maßnahmen vor dem Inverkehrbringen

§ 5. (1) Aufzüge und Sicherheitsbauteile von Aufzügen dürfen nur dann in Verkehr gebracht wer-
den, wenn

1. sie den grundlegenden Sicherheitsanforderungen (§ 6 Abs. 1, Anhang 1) entsprechen,
2. für sie eine technische Dokumentation (§ 7) und eine Betriebsanleitung (§ 8) erstellt wurde,
3. die entsprechende Konformitätsbewertung gemäß § 9 bis § 10 durchgeführt wurde,
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4. die Übereinstimmungserklärung gemäß § 11 erfolgte
und

5. sie die CE-Kennzeichnung gemäß § 12 tragen, aus der hervorgeht, daß die für Aufzüge bzw. für
Sicherheitsbauteile von Aufzügen entsprechende Konformitätsbewertung gemäß § 9 bzw. § 10
eingehalten wurde.

(2) Die für Aufzüge und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen vor dem Inverkehrbringen zu treffen-
den Maßnahmen gelten als in Österreich vorgenommen, wenn diese Maßnahmen in einem Mitgliedstaat
der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, BGBl. Nr. 909 und 910/1993, sofern dieser die in § 1 Abs. 3 zitierte Richtlinie übernommen
hat, erfolgen oder wenn dies auf Grund von anderen internationalen Übereinkommen festgelegt ist.

Grundlegende Sicherheitsanforderungen

§ 6. (1) Aufzüge haben den im Anhang 1 angeführten grundlegenden Sicherheitsanforderungen zu
entsprechen. Sicherheitsbauteile von Aufzügen müssen die im Anhang 1 angeführten grundlegenden
Sicherheitsanforderungen erfüllen oder es ermöglichen, daß die Aufzüge, in die sie eingebaut werden,
diese grundlegenden Sicherheitsanforderungen erfüllen.

(2) Anhang 4A enthält ein Verzeichnis der harmonisierten Europäischen Normen (EN), bei deren
Anwendung davon ausgegangen wird, daß für Aufzüge und für Sicherheitsbauteile für Aufzüge die
Übereinstimmung mit den jeweils zutreffenden grundlegenden Sicherheitsanforderungen besteht.

(3) Anhang 4B enthält ein informatives Verzeichnis der ÖNORMEN, die bis zur Annahme entspre-
chender harmonisierter Europäischer Normen für die sachgerechte Herstellung der Übereinstimmung mit
den grundlegenden Sicherheitsanforderungen wichtig und hilfreich sind.

Technische Dokumentation

§ 7. (1) Die technische Dokumentation hat die Konzeption, Herstellung und Funktionsweise des
Aufzugs oder des Sicherheitsbauteiles für Aufzüge verständlich zu machen und eine Bewertung der
Übereinstimmung mit den Bestimmungen dieser Verordnung zu ermöglichen.

(2) Die technische Dokumentation hat alle einschlägigen Daten zu enthalten, aus denen sich beur-
teilen läßt, ob das Sicherheitsbauteil bzw. der Aufzug mit den grundlegenden Sicherheitsanforderungen
übereinstimmt und ob der Aufzug nach dem sachgemäßen Einbau des Sicherheitsbauteils ebenfalls den
grundlegenden Sicherheitsanforderungen dieser Verordnung entspricht.

(3) Soweit dies für die Bewertung des Aufzugs/Sicherheitsbauteiles für Aufzüge relevant ist, muß
die technische Dokumentation folgendes enthalten:

1. eine allgemeine Beschreibung des Sicherheitsbauteiles/Aufzuges,einschließlich des Einsatzberei-
ches (insbesondere etwaige Geschwindigkeitsbegrenzungen, Belastung, Energie) und der Ein-
satzbedingungen (insbesondere explosionsgefährdete Bereiche, Witterungseinflüsse);

2. Konstruktions- und Fertigungszeichnungen oder -pläne;
3. die betreffenden grundlegenden Anforderungen sowie die für deren Einhaltung gewählte Lösung

(zB eine harmonisierte Europäische Norm);
4. gegebenenfalls die Ergebnisse von Prüfungen oder Berechnungen, die der Hersteller selbst oder

ein Dritter in dessen Auftrag durchgeführt hat;
5. ein Exemplar der Anleitungen zur Montage der Sicherheitsbauteile;
6. die Vorschriften, die bei der Fertigung zur Anwendung kommen, um die Übereinstimmung der

Sicherheitsbauteile mit dem geprüften Bauteil sicherzustellen.

Betriebsanleitung

§ 8. (1) Sicherheitsbauteilen für Aufzüge ist eine Betriebsanleitung in deutscher Sprache beizufügen,
damit die Montage, der Anschluß, die Einstellung und die Wartung erfolgreich und gefahrlos durchge-
führt werden können.

(2) Jedem Aufzug ist eine Betriebsanleitung in deutscher Sprache beizufügen. Sie hat zumindest fol-
gende Unterlagen zu enthalten:

1. eine Betriebsanleitung mit den Plänen und Diagrammen, die für den laufenden Betrieb sowie für
Wartung, Inspektion, Reparatur, regelmäßige Überprüfung und Eingriffe im Notfall gemäß An-
hang 1, Punkt 4.4 erforderlich sind;

2. ein Wartungsheft, in das die Reparaturen und gegebenenfalls die regelmäßigen Überprüfungen
eingetragen werden können.
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Konformitätsbewertung
Sicherheitsbauteile

§ 9. (1) Vor dem Inverkehrbringen eines Sicherheitsbauteiles für Aufzüge hat der Hersteller oder
sein in Österreich Bevollmächtigter oder der Inverkehrbringer

1. entweder ein Muster des Sicherheitsbauteils einer Baumusterprüfung gemäß Anhang 5 zu unter-
ziehen und die Produktion durch eine zugelassene Prüfstelle gemäß Anhang 11 überwachen zu
lassen
oder

2. ein Muster des Sicherheitsbauteils einer Baumusterprüfung gemäß Anhang 5 zu unterziehen und
ein Qualitätssicherungssystem gemäß Anhang 8 zur Produktionsüberwachung einzurichten
oder

3. ein umfassendes Qualitätssicherungssystem gemäß Anhang 9 einzurichten.
(2) Auf jedem Sicherheitsbauteil ist die CE-Kennzeichnung (§ 12, Anhang 3) anzubringen.
(3) Es ist unter Berücksichtigung der im verwendeten Anhang (Anhang 8, 9 oder 11) enthaltenen

Vorschriften eine Übereinstimmungserklärung mit den in § 11 (Muster Anhang 2A) enthaltenen Angaben
auszustellen. Eine Abschrift der Übereinstimmungserkärung ist über einen Zeitraum von zehn Jahren
nach Einstellung der Fertigung des Sicherheitsbauteils aufzubewahren.

Aufzüge
§ 10. (1) Vor dem Inverkehrbringen muß der Aufzug einem der folgenden Verfahren unterzogen

werden:
1. Auf Aufzüge, die nach einem Aufzug entworfen und einer Baumusterprüfung gemäß Anhang 5

unterzogen wurden, finden bei Bau, Einbau und Prüfung folgende Verfahren Anwendung:
a) die Endabnahme nach Anhang 6

oder
b) das Qualitätssicherungssystem nach Anhang 12

oder
c) das Qualitätssicherungssystem nach Anhang 14.
Die Verfahren, die den Phasen des Entwurfs und des Baus einerseits sowie des Einbaus und der
Prüfung andererseits entsprechen, können denselben Aufzug zum Gegenstand haben.

2. Auf Aufzüge, die nach einem Musteraufzug entworfen und einer Baumusterprüfung gemäß An-
hang 5 unterzogen wurden, finden bei Bau, Einbau und Prüfung folgende Verfahren Anwendung:
a) die Endabnahme nach Anhang 6

oder
b) das Qualitätssicherungssystem nach Anhang 12

oder
c) das Qualitätssicherungssystem nach Anhang 14.

3. Auf Aufzüge, die nach einem Aufzug entworfen wurden, für den ein Qualitätssicherungssystem
gemäß Anhang 13 eingeführt worden ist – ergänzt durch eine Entwurfsprüfung, sofern dieser
Entwurf den harmonisierten Europäischen Normen (EN) nicht vollständig entspricht – finden bei
Bau, Einbau und Prüfung folgende Verfahren Anwendung:
a) die Endabnahme nach Anhang 6

oder
b) das Qualitätssicherungssystem nach Anhang 12

oder
c) das Qualitätssicherungssystem nach Anhang 14.

4. Der Einzelprüfung nach Anhang 10 durch eine zugelassene Prüfstelle.
5. Dem durch eine Entwurfsprüfung ergänzten Qualitätssicherungssystem nach Anhang 13, sofern

dieser Entwurf den harmonisierten Europäischen Normen (EN) nicht vollständig entspricht.
(2) In den unter den Abs. 1 Z 1 bis Z 3 genannten Fällen muß die für den Entwurf zuständige Person

der für den Bau, den Einbau und die Prüfungen zuständigen Person alle Unterlagen zur Verfügung stellen
und alle erforderlichen Angaben machen, damit der Bau, der Einbau und die Prüfungen vollständig sicher
durchgeführt werden können.

(3) In allen in Abs. 1 genannten Fällen hat der Montagebetrieb
1. auf dem Aufzug die CE-Kennzeichnung gemäß § 12 (Muster im Anhang 3) anzubringen

und
2. unter Berücksichtigung der im verwendeten Anhang (Anhänge 6, 10, 12, 13 bzw. 14) enthaltenen

Vorschriften eine Übereinstimmungserklärung im Sinne des § 11 Abs. 2 (Muster, Anhang 2B)
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auszustellen, die über einen Zeitraum von zehn Jahren nach Inverkehrbringen des Aufzugs aufzu-
bewahren ist. Über Aufforderung ist dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
eine Abschrift der Übereinstimmungserklärung und der Protokolle über die mit der Endabnahme
zusammenhängenden Prüfungen zu übermitteln.

(4) Die für Aufzüge und Sicherheitsbauteile von Aufzügen vor dem Inverkehrbringen zu treffenden
Maßnahmen gelten als in Österreich vorgenommen, wenn diese Maßnahmen in einem Mitgliedstaat der
Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum, BGBl. Nr. 909 und 910/1993, sofern dieser die in § 1 Abs. 3 zitierte Richtlinie übernommen hat,
erfolgt oder wenn dies auf Grund von anderen internationalen Übereinkommen festgelegt ist.

Übereinstimmungserklärung

§ 11. (1) Die Übereinstimmungserklärung für Sicherheitsbauteile (Muster im Anhang 2A) hat je-
denfalls zu enthalten:

1. den Namen und die Anschrift des Herstellers der Sicherheitsbauteile,
2. gegebenenfalls den Namen und die Anschrift seines in der Europäischen Union oder in einem

Vertragsstaat über das Abkommen zum Europäischen Wirtschaftsraum niedergelassenen Be-
vollmächtigten oder des Inverkehrbringers,

3. die Beschreibung des Sicherheitsbauteils, die Typen- oder Serienbezeichnung, gegebenenfalls
die Seriennummer,

4. Angaben über die Sicherheitsfunktion des Sicherheitsbauteils, sofern sie nicht eindeutig der
Beschreibung zu entnehmen ist,

5. das Baujahr des Sicherheitsbauteils,
6. alle einschlägigen Vorschriften, denen das Sicherheitsbauteil entspricht,
7. gegebenenfalls Bezugnahme auf die zugrunde gelegten harmonisierten Europäischen Normen

(EN),
8. gegebenenfalls den Namen, die Anschrift und die Kennummer der zugelassenen Prüfstelle, die

die Baumusterprüfung gemäß § 9 Abs. 1 Z 1 und 2 durchgeführt hat,
9. gegebenenfalls die Nummer der Baumusterprüfbescheinigung, die von dieser zugelassenen

Prüfstelle ausgestellt wurde,
10. gegebenenfalls den Namen, die Anschrift und die Kennummer der zugelassenen Prüfstelle, die

die Produktionsüberwachung gemäß § 9 Abs. 1 Z 2 durchgeführt hat,
11. gegebenenfalls den Namen, die Anschrift und die Kennummer der zugelassenen Prüfstelle, die

das vom Hersteller eingerichtete Qualitätssicherungssystem im Sinne des § 9 Abs. 1 Z 3 kon-
trolliert hat,

12. Angaben zum Unterzeichner, dem der Hersteller der Sicherheitsbauteile oder dessen in der
Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat über das Abkommen zum Europäischen Wirt-
schaftsraum niedergelassener Bevollmächtigter Handlungsvollmacht erteilt hat.

(2) Die Übereinstimmungserklärung für Aufzüge (Muster im Anhang 2B) hat jedenfalls zu enthal-
ten:

1. den Namen und die Anschrift des Montagebetriebs,
2. die Beschreibung des Aufzugs, die Typen- oder Serienbezeichnung, die Seriennummer und den

Einbauort des Aufzugs (Anschrift),
3. das Jahr des Einbaus des Aufzugs,
4. alle einschlägigen Vorschriften, denen der Aufzug entspricht,
5. gegebenenfalls eine Bezugnahme auf die zugrundegelegten harmonisierten Europäischen Nor-

men (EN),
6. gegebenenfalls den Namen, die Anschrift und die Kennummer der zugelassenen Prüfstelle, die

die Baumusterprüfung des Musteraufzugs gemäß Artikel 10 Abs. 1 Z 1 und Z 2 durchgeführt
hat,

7. gegebenenfalls die Nummer der Baumusterprüfbescheinigung,
8. gegebenenfalls den Namen, die Anschrift und die Kennummer der zugelassenen Prüfstelle, die

die Prüfung des Aufzugs gemäß § 10 Abs. 1 Z 4 durchgeführt hat,
9. gegebenenfalls den Namen, die Anschrift und die Kennummer der zugelassenen Prüfstelle, die

die Endabnahme des Aufzugs gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 bis Z 3 jeweils lit. a durchgeführt hat,
10. gegebenenfalls den Namen, die Anschrift und die Kennummer der zugelassenen Prüfstelle, die

das vom Montagebetrieb angewandte Qualitätssicherungssystem gemäß § 10 Abs. 1 Z 1 bis Z 3
jeweils lit. b sowie gemäß § 10 Abs. 1 Z 5 geprüft hat,

11. Angaben zum Unterzeichner, dem der Montagebetrieb Handlungsvollmacht erteilt hat.
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CE-Kennzeichnung

§ 12. (1) Mit der CE-Kennzeichnung hat der Hersteller oder sein Bevollmächtigter oder der Inver-
kehrbringer oder der Montagebetrieb die Übereinstimmung des Aufzugs oder des Sicherheitsbauteiles für
Aufzüge mit den zutreffenden Bestimmungen dieser Verordnung, insbesondere mit den grundlegenden
Sicherheitsanforderungen (Anhang 1), zu bescheinigen. Die CE-Kennzeichnung muß dem Muster im
Anhang 3 entsprechen. Die verschiedenen Bestandteile der CE-Kennzeichnung müssen gleich hoch sein.
Die Mindesthöhe hat 5 mm zu betragen. Bei kleinen Sicherheitsbauteilen kann von dieser Mindesthöhe
abgewichen werden.

(2) Die CE-Kennzeichnung muß in jedem Fahrkorb und auf jedem Sicherheitsbauteil deutlich sicht-
bar angebracht sein; falls die Anbringung auf Sicherheitsbauteilen nicht möglich ist, ist die CE-Kenn-
zeichnung auf einem mit dem Sicherheitsbauteil fest verbundenen Etikett anzubringen.

(3) Auf die CE-Kennzeichnung muß die Kennummer der zugelassenen Prüfstelle, die für die
Durchführung der Verfahren gemäß § 9 Abs. 1 Z 2 und Z 3 bzw. gemäß § 10 Abs. 1 verantwortlich ist,
folgen.

(4) Es ist verboten, Kennzeichnungen anzubringen, durch die Personen hinsichtlich der Bedeutung
und des Schriftbildes der CE-Kennzeichnung irregeführt werden könnten. Jede andere Kennzeichnung
darf angebracht werden, wenn sie die Sichtbarkeit und Lesbarkeit der CE-Kennzeichnung nicht beein-
trächtigt.

(5) Falls auf Aufzüge oder Sicherheitsbauteile von Aufzügen auch andere Rechtsvorschriften anzu-
wenden sind, die andere Aspekte behandeln und auf Grund derer die CE-Kennzeichnung vorgesehen ist,
so wird mit der CE-Kennzeichnung bescheinigt, daß die Übereinstimmung des Aufzugs oder des Sicher-
heitsbauteiles auch mit den zutreffenden Bestimmungen dieser anderen Rechtsvorschriften vorliegt.

(6) Wenn jedoch entsprechend einer oder mehrerer dieser Rechtsvorschriften während einer Über-
gangszeit die Wahl der anzuwendenden Rechtsvorschriften freisteht, so wird durch die CE-Kenn-
zeichnung lediglich die Übereinstimmung mit den zutreffenden Bestimmungen der vom Hersteller des
Aufzugs oder des Sicherheitsbauteiles für Aufzüge angewendeten Rechtsvorschriften bescheinigt. In
diesem Falle müssen die dem Aufzug/Sicherheitsbauteil beiliegenden Unterlagen, Hinweise oder Anlei-
tungen die Nummern der jeweils angewendeten EWR/EG Richtlinien, die durch die Rechtsvorschriften
umgesetzt werden, tragen. Die Nummer der EG-Richtlinie für die Sicherheit von Aufzügen und Sicher-
heitsbauteilen für Aufzüge ergibt sich aus § 1 Abs. 3.

TEIL 3:

ZUGELASSENE PRÜFSTELLEN FÜR AUFZÜGE UND FÜR SICHERHEITSBAUTEILE

Mindestkriterien

§ 13. (1) Die zugelassene Prüfstelle, ihr Leiter und das mit der Durchführung beauftragte Personal
dürfen weder mit dem Urheber des Entwurfs noch mit dem Konstrukteur, dem Hersteller oder dem Liefe-
ranten der zu prüfenden Sicherheitsbauteile oder dem Montagebetrieb der zu prüfenden Aufzüge iden-
tisch noch Beauftragte einer dieser Personen sein. Ferner dürfen die zugelassene Prüfstelle, ihr Leiter und
das mit der Überwachung der Qualitätssicherungssysteme beauftragte Personal weder mit dem Urheber
des Entwurfs noch mit dem Konstrukteur, dem Hersteller oder dem Lieferanten der zu prüfenden Sicher-
heitsbauteile oder dem Montagebetrieb der zu prüfenden Aufzüge identisch noch Beauftragte einer dieser
Personen sein. Sie dürfen weder unmittelbar noch als Beauftragte an der Entwicklung, am Bau, am Ver-
trieb oder an der Instandhaltung dieser Produkte beteiligt sein. Die Möglichkeit eines Austausches tech-
nischer Information zwischen dem Hersteller und der zugelassenen Prüfstelle wird dadurch nicht ausge-
schlossen.

(2) Die zugelassene Prüfstelle und das mit der Prüfung beauftragte Personal müssen die Prüfungen
mit größter Zuverlässigkeit und Fachkunde durchführen und frei von jeder Einflußnahme, vor allem
finanzieller Art, auf ihre Beurteilung oder die Ergebnisse ihrer Prüfung sein, insbesondere von der Ein-
flußnahme durch Personen oder Personengruppen, die an den Prüfergebnissen interessiert sind.

(3) Die zugelassene Prüfstelle muß über das Personal und die Einrichtungen verfügen, um die admi-
nistrativen und technischen Aufgaben im Zusammenhang mit der Prüfung ordnungsgemäß durchführen
zu können. Sie muß außerdem Zugang zu den für besondere Prüfungen erforderlichen Geräten haben.

(4) Die Prüfer müssen über folgende Voraussetzungen verfügen:
1. eine gute fachliche und berufliche Ausbildung,
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2. eine ausreichende Kenntnis der Vorschriften für die durchzuführenden Prüfungen und eine aus-
reichende Erfahrung mit solchen Prüfungen und

3. die Eignung zur Abfassung von Bescheinigungen, Protokollen und Berichten über die durchge-
führten Prüfungen.

(5) Die Unparteilichkeit der Prüfer muß gewährleistet sein. Die Höhe der Entlohnung darf sich we-
der nach der Zahl noch nach Ergebnissen der Prüfungen richten.

(6) Das Personal der zugelassenen Prüfstelle ist – außer gegenüber zuständigen Behörden – durch
das Berufsgeheimnis in bezug auf alles gebunden, wovon es bei der Durchführung seiner Aufgaben im
Rahmen dieser Verordnung Kenntnis erhält.

(7) Die zugelassene Prüfstelle hat eine Haftpflichtversicherung abzuschließen, es sei denn, diese
Haftpflicht wird auf Grund der innerstaatlichen Rechtsvorschriften vom Bund oder anderen Gebietskör-
perschaften gedeckt oder die Prüfungen werden unmittelbar vom Bund oder anderen Gebietskörper-
schaften durchgeführt.

Liste

§ 14. (1) Die für die Prüfung der Sicherheit von Aufzügen und Sicherheitsbauteilen für Aufzüge zu-
gelassenen Prüfstellen sowie die von den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union/des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes notifizierten Stellen der anderen Mitgliedstaaten, die für die Prüfung der Si-
cherheit von Aufzügen und von Sicherheitsbauteilen für Aufzüge zugelassen sind, sowie die diesen Stel-
len übertragenen Aufgaben und Sachgebiete und die ihnen zugeteilten Kennummern sind im Anhang 7
angeführt. Änderungen des Anhanges 7, wie die Einfügung weiterer zugelassener Prüfstellen, die Strei-
chung zugelassener Prüfstellen oder Änderungen bezüglich des Umfanges der Aufgaben oder des Sach-
gebietes, erfolgen durch Kundmachung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten im
Bundesgesetzblatt.

(2) Vor Aufnahme in den Anhang 7 dürfen in Österreich ansässige Stellen keine Prüfungen gemäß
den Anhängen 5, 6, 8, 9, 10, 11, 12, 13 und 14 vornehmen und keine diesbezüglichen Bestätigungen
ausstellen. Gleiches gilt nachdem sie aus Anhang 7 gestrichen worden sind.

Entscheidungen und Rechtsbehelfe

§ 15. (1) Sämtliche von einer zugelassenen Prüfstelle in Anwendung dieser Verordnung getroffene
Entscheidungen, die das Inverkehrbringen eines Aufzugs oder eines Sicherheitsbauteiles für Aufzüge
beschränken, sind zu begründen und dem Antragsteller und dem Bundesministerium für wirtschaftliche
Angelegenheiten sowie den anderen zugelassenen Prüfstellen für Aufzüge mitzuteilen.

(2) Dem Antragsteller steht binnen 14 Tagen die Aufsichtsbeschwerde an das Bundesministerium
für wirtschaftliche Angelegenheiten zu. Die Aufsichtsbeschwerde ist hinreichend zu begründen.

(3) Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten hat die Aufsichtsbeschwerde zu
prüfen und die zugelassene Prüfstelle oder allenfalls eine andere zugelassene Prüfstelle auf Kosten des
Antragstellers mit einer neuerlichen Baumusterprüfung oder Ergänzungsprüfung zu beauftragen.

III. ABSCHNITT

EINBAU, WARTUNG, INBETRIEBNAHME UND PRÜFUNG VON AUFZÜGEN IN
GEWERBLICHEN BETRIEBSANLAGEN

Geltungsbereich

§ 16. (1) Dem II. Abschnitt unterliegende neue Personenaufzüge und neue Aufzüge für die gleich-
zeitige Beförderung von Personen und Gütern sowie neue Sicherheitsbauteile für diese Aufzüge dürfen in
gewerblichen Betriebsanlagen und in Betriebsstätten, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-
Arbeitsinspektion unterliegen, BGBl. Nr. 650/1994, nur dann eingebaut und zur Inbetriebnahme abge-
nommen werden, wenn sie dem II. Abschnitt dieser Verordnung entsprechen.

(2) Neue Hebezeuge, die ausschließlich für die Beförderung von Gütern (Lastenaufzüge) bestimmt
sind, und neue Sicherheitsbauteile für diese Hebezeuge, einschließlich Lastenaufzüge der im § 3 ange-
führten Arten und deren Sicherheitsbauteile, dürfen in gewerblichen Betriebsanlagen und in Betriebs-
stätten, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion unterliegen, BGBl. Nr. 650/1994, nur
dann eingebaut und zur Inbetriebnahme abgenommen werden, wenn sie der Maschinen-Sicherheits-
verordnung, BGBl. Nr. 306/1994, in der geltenden Fassung entsprechen.
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(3) Abs. 2 gilt nicht für neue Hebezeuge im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 3 und neue Sicherheitsbauteile
für diese Hebezeuge.

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch dann anzuwenden, wenn im Zuge größerer Instandsetzungen und
wesentlicher Änderungen der Aufzüge Sicherheitsbauteile eingebaut werden.

TEIL 1:

PRÜFUNGEN UND KONTROLLEN

Vorprüfung

§ 17. Vor Einbau eines Aufzuges hat der Aufzugsprüfer (§ 25) anhand von Unterlagen zu prüfen, ob
der Aufzug dem Anhang 1 entspricht. Die Unterlagen hiezu sind vom Antragsteller vorzulegen. Über die
Vorprüfung ist vom Aufzugsprüfer ein Befund auszustellen und die Unterlagen sind vom Aufzugsprüfer
mit einem Kontrollvermerk zu versehen.

Abnahmeprüfung

§ 18. Der Aufzugsprüfer hat vor Inbetriebnahme des Aufzuges sowie nach größeren Instandsetzun-
gen und wesentlichen Änderungen des Aufzuges (§ 16 Abs. 4) zu prüfen, ob der Aufzug den Bestim-
mungen des Anhanges 1 entspricht. Über die Abnahmeprüfung ist vom Aufzugsprüfer ein Befund auszu-
stellen und ein Vermerk in das Aufzugsbuch einzutragen.

Regelmäßige Überprüfung

§ 19. (1) Bei allen Aufzügen sind in regelmäßigen Zeitabständen vom Aufzugsprüfer Überprüfun-
gen durchzuführen. Im Falle einer vorübergehenden Verhinderung des bestellten Aufzugsprüfers hat er
einen anderen Aufzugsprüfer mit der Überprüfung zu beauftragen. Der Betreiber hat bei Erfordernis die
notwendigen Hilfskräfte beizustellen.

(2) Der Betreiber eines Aufzuges hat einen Aufzugsprüfer nach freier Wahl aus dem Verzeichnis
gemäß § 25 Abs. 1 mit der regelmäßigen Überprüfung seines Aufzuges zu beauftragen. Der Wechsel des
Aufzugsprüfers ist innerhalb eines Monats der Genehmigungsbehörde anzuzeigen.

(3) Bei Personenaufzügen, Aufzügen für die gleichzeitige Beförderung von Personen und Gütern
sowie bei betretbaren Aufzügen für die ausschließliche Beförderung von Gütern (§ 16 Abs. 2) sind die
Überprüfungen zumindest einmal jährlich durchzuführen. Bei nichtbetretbaren Aufzügen für die aus-
schließliche Beförderung von Gütern sind die Überprüfungen zumindest einmal alle zwei Jahre, wenn es
sich jedoch um Kleinlastenaufzüge (Kleingüteraufzüge) handelt, zumindest einmal alle drei Jahre durch-
zuführen.

(4) Der Befund jeder Überprüfung ist vom Aufzugsprüfer in das Aufzugsbuch einzutragen. Bei der
Überprüfung hat der Aufzugswärter oder ein Vertreter des mit der Betreuung beauftragten Unternehmens
anwesend zu sein und die Kenntnisnahme des Befundes durch seine Unterschrift zu bestätigen. Zu behe-
bende Mängel oder Gebrechen hat der Aufzugsprüfer in das Aufzugsbuch, wenn nötig unter Einräumung
einer Frist für ihre Behebung einzutragen. Die Behebung der Mängel oder Gebrechen ist vom ausführen-
den Unternehmen im Aufzugsbuch zu bestätigen. Der Aufzugsprüfer hat sich von der fristgerechten Be-
hebung der Mängel oder Gebrechen zu überzeugen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist hat der Aufzugs-
prüfer unbeschadet seiner weiteren Überprüfungspflicht die Genehmigungsbehörde schriftlich zu ver-
ständigen.

(5) Bei jeder Überprüfung hat sich der Aufzugsprüfer von der Eignung des Aufzugswärters oder der
Person, die vom mit der Betreuung des Aufzuges beauftragten Unternehmen beigestellt wird, zu über-
zeugen. Entspricht diese Person den an sie zu stellenden Anforderungen nicht, so hat dies der Aufzugs-
prüfer der Genehmigungsbehörde schriftlich anzuzeigen.

(6) Die Genehmigungsbehörde kann eine außerordentliche Überprüfung des Aufzuges durch den
Aufzugsprüfer auf Kosten des Betreibers des Aufzuges anordnen, wenn dies aus Gründen der Sicherheit
von Personen erforderlich ist.

Betriebskontrolle

§ 20. (1) Der Aufzugswärter oder das mit der Betreuung des Aufzuges beauftragte Unternehmen hat
sich bei Betrieb des Aufzuges zu überzeugen, daß keine offensichtlich betriebsgefährlichen Mängel oder
Gebrechen bestehen und daß insbesondere
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1. der Fahrkorb nicht anfahren kann, solange eine Schachttüre oder Fahrkorbtüre geöffnet ist,
2. eine Schachttüre sich nicht öffnen läßt, solange sich der Fahrkorb außerhalb der Entriegelungszo-

ne dieser Tür befindet,
3. die für die Anlage übliche Haltegenauigkeit in den Haltestellen vorhanden bzw. die Bremse wirk-

sam ist,
4. die Notrufeinrichtung oder Sprechanlage funktioniert und die Hinweise an der Hauptzugangs-

stelle und im Fahrkorb lesbar und aktuell sind,
5. der Nothalteschalter (Notbremsschalter) oder die Einrichtung zum Wiederöffnen der kraftbe-

wegten Türe wirksam sind,
6. bei Fahrkörben ohne Fahrkorbtüre die Schachtwand an den Zugangsseiten des Fahrkorbes nicht

beschädigt ist und bewegliche Schwellen, Lichtschranken oder Lichtgitter funktionsfähig sind,
7. die Fahrkorbbeleuchtung und die Beleuchtung vor den Haltestellen funktioniert,
8. die Schachtumwehrung und Schachttüren nicht beschädigt sind

und
9. keine für die Benützer gefährlichen Beschädigungen von Fußböden vor den Schachtzugängen

und im Fahrkorb vorhanden sind.

(2) Der Aufzugswärter oder das mit der Betreuung des Aufzuges beauftragte Unternehmen hat im
Bedarfsfall im Aufzug eingeschlossene Personen zu befreien.

(3) Wahrgenommene Mängel oder Gebrechen, die nicht sofort behoben werden können, sind dem
Aufzugsprüfer unverzüglich mitzuteilen. Wenn derartige Mängel oder Gebrechen die Sicherheit von
Personen gefährden können, ist der Aufzug unverzüglich außer Betrieb zu nehmen.

(4) Unfälle sind unverzüglich der Genehmigungsbehörde und dem Aufzugsprüfer zu melden.

(5) Der Zeitabstand zwischen zwei Betriebskontrollen hat bei Aufzügen mit durchgehender
Schachtumwehrung im Bereich der Bahn der Fahrkorböffnung, deren Schachttüren mit Verriegelungen
mit Fehlschließsicherung ausgerüstet und deren Fahrkorböffnungen mit Fahrkorbtüren ausgestattet, oder
durch Lichtschranken, Lichtgitter oder bewegliche Schwellen geschützt werden, höchstens eine Woche
zu betragen. Dies gilt auch für Lastenaufzüge, wenn diese mit Verriegelungen mit Fehlschließsicherung
ausgerüstet sind. Bei allen anderen Aufzügen ist die Betriebskontrolle täglich durchzuführen.

Aufhebung der Sperre von Aufzügen

§ 21. Die Aufhebung einer behördlichen Sperre von Aufzügen darf erst nach einer außerordentli-
chen Überprüfung gemäß § 19 Abs. 6 erfolgen.

TEIL 2:

QUALIFIZIERTE PERSONEN

Aufzugswärter

§ 22. (1) Die Betreuung des Aufzuges muß von geprüften Aufzugswärtern übernommen werden.
Die Anzahl der Aufzugswärter ist den Gegebenheiten des Betriebes entsprechend festzulegen. Die Auf-
zugswärter haben die Betriebs- und Wartungsanleitungen einzuhalten.

(2) Der Aufzugswärter muß mindestens 18 Jahre alt, geistig und körperlich geeignet und verläßlich
sein. Er ist vom Aufzugsprüfer zu prüfen, ob er mit der Einrichtung, dem Betrieb und den Betriebs- und
Wartungsanleitungen des Aufzuges vertraut ist. Hierüber hat der Aufzugsprüfer ein Zeugnis auszustellen.
Der Aufzugswärter hat am Zeugnis zu bestätigen, daß er die Betreuung des Aufzuges übernommen hat.
Der Name des geprüften Aufzugswärters ist im Aufzugsbuch einzutragen.

(3) Der Aufzugswärter muß, solange der Aufzug zur Benützung bereit steht, gegebenenfalls unter
Verwendung geeigneter technischer Einrichtungen, jederzeit leicht erreichbar und verfügbar sein.

(4) Ist der Aufzugswärter, solange der Aufzug zur Benützung bereit steht, nicht leicht erreichbar und
verfügbar, können zum Befreien eingeschlossener Personen aus dem Aufzug auch andere geprüfte Perso-
nen herangezogen werden, wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind:

1. Diese Personen müssen mindestens 18 Jahre alt, geistig und körperlich geeignet und verläßlich
sein.

2. Sie sind vom Aufzugsprüfer zu prüfen, ob sie mit der Bedienung des Handnotbetriebes zur No-
tentriegelung von Schachtabschlußtüren vertraut und befähigt sind, eingeschlossene Personen aus
dem Aufzug zu befreien. Hierüber hat der Aufzugsprüfer einen Befähigungsnachweis auszustel-
len.
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3. Von der geprüften Person ist im Befähigungsnachweis zu bestätigen, daß sie sich verpflichtet, bei
der Befreiung von Personen aus dem Aufzug die anlagenbezogenen Anleitungen zum Befreien
von Personen zu beachten.

4. Dem Aufzugsbuch ist eine Ausfertigung des Vertrages beizulegen.

(5) Aufzugswärtern oder geprüften Personen im Sinne des Abs. 4, die sich als unzuverlässig oder als
unfähig erwiesen haben, hat die Genehmigungsbehörde das Zeugnis oder die Befugnis zu entziehen und
hierüber den Aufzugsprüfer zu informieren.

Betreuungsunternehmen

§ 23. (1) Die Bestellung von Aufzugswärtern kann entfallen, wenn mit der Betreuung des Aufzuges
ein Unternehmen beauftragt wird. Folgende Voraussetzungen müssen gegeben sein:

1. Der Aufzug muß an ein Leitsystem für Fernnotrufe (technische Überwachungszentrale) ange-
schlossen sein.

2. Das mit der Betreuung des Aufzuges beauftragte Unternehmen hat über befähigtes und entspre-
chend ausgebildetes Personal zu verfügen.

3. Dem Aufzugsbuch ist eine Ausfertigung des Betreuungsvertrages beizulegen.

(2) Leitsysteme für Fernnotrufe (technische Überwachungszentralen) haben folgenden Mindestan-
forderungen zu entsprechen:

1. Ein gegebener Notruf muß nach einfachem Betätigen des Alarmtasters (Notruf) im Fahrkorb
automatisch an die technische Überwachungszentrale weitergegeben werden.

2. Die Weiterleitung des Notrufes von der Wähleinrichtung des Aufzuges zur technischen Über-
wachungszentrale muß über das öffentliche Fernmeldenetz erfolgen, oder es muß das Übertra-
gungssystem eine dem öffentlichen Fernmeldenetz vergleichbare Übertragungssicherheit auf-
weisen.

3. Ein einmal gegebener Notruf muß in der technischen Überwachungszentrale bis zu seiner Bear-
beitung gespeichert werden.

4. Nach Eingang des Notrufes in der technischen Überwachungszentrale muß eine Sprechverbin-
dung zum Fahrkorb hergestellt werden können.

5. Die Sprechverbindung darf keinerlei Bedienungsanforderungen an die eingeschlossenen Perso-
nen (Freisprechstelle) stellen.

6. Die technische Überwachungszentrale muß bis zur Befreiung jederzeit die Verbindung mit den
Eingeschlossenen wieder neu aufbauen können.

7. In der technischen Überwachungszentrale muß der Standort des Aufzuges erkannt und doku-
mentiert werden können; bei mehreren Aufzügen gleichen Standortes auch, von welchem Auf-
zug der Notruf eingegangen ist. Datum und Uhrzeit sind festzuhalten.

8. Für den Fall eines Netzausfalles ist eine Hilfsstromquelle für die Notrufeinrichtung (einschließ-
lich Wähleinrichtung) vorzusehen, die diese Einrichtungen mindestens eine Stunde betriebsbe-
reit hält.

9. Die technische Überwachungszentrale muß auch bei Netzausfall funktionsfähig bleiben.
10. Bei Störung der technischen Überwachungszentrale, die eine Verarbeitung von Notrufen nicht

mehr gewährleistet, muß eine Ersatzeinrichtung wirksam werden.
11. Wird das Übertragungssystem und/oder die technische Überwachungszentrale auch für andere

Datenübertragungen genutzt, dürfen Aufzugsnotrufe nicht beeinträchtigt werden.
12. Die Betätigung des Notruftasters muß im Fahrkorb optisch oder akustisch angezeigt und quit-

tiert werden.
13. Wird zur Unterdrückung unbeabsichtigter Notrufe die Betätigungszeit herangezogen, muß der

Zeitraum, währenddessen der Notruftaster zur Weitergabe des Notrufes ununterbrochen betätigt
werden muß, maximal bei zwei Sekunden liegen.

14. Die Einrichtungen zur Datenerfassung, Notrufübertragung und Fernüberwachung haben unbe-
schadet obiger Bestimmungen den Regeln der ÖNORM EN 627 zu entsprechen.

(3) Folgende organisatorische Voraussetzungen sind sicherzustellen:
1. Die technische Überwachungszentrale muß ständig in Betrieb und besetzt sein.
2. Es muß sichergestellt sein, daß abhängig von der Zahl der angeschlossenen Aufzüge eine ausrei-

chende Zahl Hilfeleistender bereitsteht. Als Hilfeleistende gelten Aufzugswärter, geprüfte Perso-
nen (§ 22 Abs. 4) und Fachkräfte, die bei einem Aufzugsunternehmen beschäftigt sind.

3. Der Hilfeleistende muß Zugang zum Gebäude und zum Aufzug, insbesondere zu dessen Trieb-
werksraum (zB Schlüsseltresor, Plan) haben.
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4. Die Zeit von der Notrufabgabe bis zur Kontaktaufnahme mit eingeschlossenen Personen hat so
kurz wie möglich zu sein, wobei die vom öffentlichen Telefonnetz vorgegebenen Möglichkeiten
als ausreichend gelten.

5. Die Zeit von der Notrufabgabe bis zum Eintreffen des Hilfeleistenden an der Anlage darf 30
Minuten nicht überschreiten.

6. Der Hilfeleistende muß die technische Überwachungszentrale über sein Eintreffen beim Aufzug
spätestens nach der Befreiung der Eingeschlossenen unterrichten; dies muß in der technischen
Überwachungszentrale dokumentiert werden.

(4) Betreuungsunternehmen oder deren Mitarbeitern, die sich als unzuverlässig oder als unfähig er-
wiesen haben, hat die Genehmigungsbehörde die Befugnis zu entziehen; hierüber ist der Aufzugsprüfer
zu informieren.

Aufzugsführer

§ 24. Sofern es die Sicherheit von Personen erfordert, können Aufzugsführer verwendet werden.

Aufzugsprüfer

§ 25. (1) Vom Landeshauptmann sind Aufzugsprüfer zu bestellen und in ein Verzeichnis aufzuneh-
men, das zur öffentlichen Einsichtnahme aufliegt.

(2) Aufzugsprüfer haben folgende Befähigung nachzuweisen:
1. Befugnis eines Ingenieurkonsulenten oder Zivilingenieurs für Elektrotechnik oder für Maschi-

nenbau und mindestens einjährige praktische Verwendung im Aufzugsbau oder
2. Zeugnis über die 2. Diplomprüfung der Studienrichtung Elektrotechnik oder der Studienrichtung

Maschinenbau und mindestens zweijährige praktische Verwendung im Aufzugsbau oder
3. Zeugnis über den erfolgreichen Besuch einer Höheren Technischen Lehranstalt elektrotechni-

scher oder maschinenbautechnischer Richtung oder einer Sonderform dieser Lehranstalten und
mindestens dreijährige praktische Verwendung im Aufzugsbau.

(3) Die praktische Verwendung im Aufzugsbau ist durch Nachweise über Tätigkeiten auf folgenden
Gebieten zu erbringen:

1. Konstruktion und Bemessung mechanischer und elektrischer Anlagenteile,
2. Bearbeitung von Schaltplänen (Steuerungs-, Antriebs- und Regelungsbereiche, Sicherheitsstrom-

kreise und dgl.) und
3. Einbau von Aufzügen im mechanischen und elektrotechnischen Bereich.

(4) Von der Vorlage der im Abs. 3 vorgeschriebenen Nachweise der praktischen Verwendung im
Aufzugsbau kann abgesehen werden, wenn diese auf andere Weise erbracht wird, gleichwertig ist und
hierüber Nachweise erbracht werden, insbesondere durch Zeugnisse über qualifizierte Tätigkeiten auf
dem Gebiete der Aufzugsprüfung unter Leitung eines Aufzugsprüfers.

(5) Der Aufzugsprüfer darf von Unternehmen, die sich mit dem Bau oder der Instandhaltung von
Aufzügen befassen, nicht wirtschaftlich abhängig sein.

§ 26. Aufzugsprüfer sind aus dem Verzeichnis gemäß § 25 Abs. 1 zu streichen, wenn sie ihre Be-
fugnis zurückgelegt oder länger als zwei Jahre nicht ausgeübt oder gegen die Pflichten als Aufzugsprüfer
verstoßen oder sich als nicht genügend sachkundig erwiesen haben.

IV. ABSCHNITT

SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

§ 27. (1) Bei wesentlichen Änderungen eines Aufzuges ist eine Verbesserung der Sicherheit, insbe-
sondere durch Einbau von Sicherheitsbauteilen entsprechend dieser Verordnung, vorzuschreiben.

(2) Bei wesentlichen Änderungen eines vorhandenen Aufzuges in einer gewerblichen Betriebsanla-
ge und in Betriebsstätten und Einrichtungen, die dem Bundesgesetz über die Verkehrs-Arbeitsinspektion,
BGBl. Nr. 650/1994, unterliegen, sind folgende Leitsätze bei der Vorschreibung von Verbesserungen zu
beachten:

1. Einbau von Fahrkorbtüren und Installierung eines Systems zur Positionsangabe des Aufzugs im
Innern des Fahrkorbs.

2. Überprüfung und gegebenenfalls Austausch der Tragseile des Fahrkorbs.
3. Änderung der Vorrichtungen für den Haltebefehl, damit eine gute Höhengenauigkeit beim An-

halten sowie eine allmähliche Verzögerung erreicht wird.
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4. Gewährleistung der Verständlichkeit und Bedienbarkeit der Befehlsgeber für Behinderte ohne
fremde Hilfe in den Fahrkörben und an den Haltestellen.

5. Installierung von Anwesenheitsdetektoren für Menschen und Tiere in den automatisch schlie-
ßenden Türen.

6. Installierung eines allmählich wirkenden Bremsfangsystems vor dem Halt bei Aufzügen mit
einer Geschwindigkeit über 0,6 m/s.

7. Änderung des Notrufsystems, um eine ständige Verbindung mit einem rund um die Uhr einsatz-
bereiten Notrufdienst sicherzustellen.

8. Gegebenenfalls Beseitigung von Asbest in den Bremsvorrichtungen.
9. Installierung einer Vorrichtung zur Verhinderung unkontrollierter Aufwärtsbewegungen des

Fahrkorbs.
10. Installierung einer bei Ausfall der Hauptenergieversorgung funktionierenden Notbeleuchtung.

Ihre Funktionsdauer muß für einen normalen Einsatz des Notdienstes ausreichen.
Mit dieser Vorrichtung muß auch das Notrufsystem im Sinne von Punkt 7 funktionieren.

(3) Bei der Vorschreibung von Verbesserungen der Sicherheit vorhandener Aufzüge kann zur Be-
stimmung von Zahlenwerten für die Abmessungen, Toleranzen, Geschwindigkeiten und Beschleunigun-
gen auf die Europäischen Normen EN 81-1 und EN 81-2 zurückgegriffen werden.

§ 28. Aufzugsprüfer, die am Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung in ein Verzeichnis im Sinne
des § 25 Abs. 1 eingetragen sind, gelten als befähigt im Sinne des § 25 Abs. 2.

§ 29. Zur Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung ist derjenige verpflichtet, der nach dem
jeweils in Betracht kommenden in der Promulgationsklausel angeführten Bundesgesetz verantwortlich
ist.

§ 30. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1997 in Kraft.

(2) Bis zum Ablauf des 30. Juni 1999 können Aufzüge und Sicherheitsbauteile von Aufzügen auch
dann in Verkehr gebracht oder ausgestellt werden, wenn sie den auf sie zutreffenden Bestimmungen der
Aufzüge-Sicherheitsverordnung – ASV, BGBl. Nr. 4/1994, entsprechen.

(3) Die Aufzüge-Sicherheitsverordnung – ASV, BGBl. Nr. 4/ 1994, tritt mit 1. Juli 1999 außer
Kraft.

(4) Gemäß § 128 Abs. 5 ASchG wird festgestellt, daß folgende gemäß § 122 Abs. 6 ASchG als
Bundesgesetz geltende Bestimmungen der Aufzüge-Sicherheitsverordnung – ASV 1994, BGBl.
Nr. 4/1994, mit 30. Juni 1997 außer Kraft treten: § 1 Abs. 2 und 3, § 2 Abs. 1 und 2, der III. Abschnitt
sowie §§ 36, 37, 38 und 42.

§ 31. (1) Änderungen des Anhanges 4A erfolgen durch Kundmachung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten im Bundesgesetzblatt auf der Grundlage der Mitteilungen der Kommission
der Europäischen Union über die harmonisierten Europäischen Normen für den Bereich Sicherheit von
Aufzügen im Amtsblatt der Europäischen Union.

(2) Änderungen des Anhanges 4B erfolgen durch Kundmachung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten im Bundesgesetzblatt auf der Grundlage der Mitteilungen des Österreichi-
schen Normungsinstitutes oder des Österreichischen Verbandes für Elektrotechnik.

(3) Änderungen des Anhanges 7 erfolgen durch Kundmachung des Bundesministers für wirtschaftli-
che Angelegenheiten im Bundesgesetzblatt.

Farnleitner          Hums
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Anhang 1

zu § 6

GRUNDLEGENDE SICHERHEITS- UND GESUNDHEITSANFORDERUNGEN FÜR DIE
KONZEPTION UND DEN BAU VON AUFZÜGEN UND SICHERHEITSBAUTEILEN

Vorbemerkungen

1. Die Verpflichtungen auf Grund der grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen
finden nur Anwendung, wenn von dem betreffenden Aufzug oder Sicherheitsbauteil bei Verwendung
unter den vom Montagebetrieb oder vom Hersteller der Sicherheitsbauteile vorgesehenen Bedingungen
die entsprechende Gefahr ausgeht.

2. Die in der Verordnung aufgeführten grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen
sind bindend. Es ist jedoch möglich, daß die damit gesetzten Ziele beim gegebenen Stand der Technik
nicht erreicht werden. In diesem Fall muß der Aufzug bzw. das Sicherheitsbauteil soweit wie irgend
möglich auf diese Ziele hin konzipiert und gebaut werden.

3. Der Hersteller des Sicherheitsbauteils und der Montagebetrieb sind verpflichtet, eine Gefahrena-
nalyse vorzunehmen, um alle mit ihrem Produkt verbundenen Gefahren zu ermitteln; sie müssen es dann
unter Berücksichtigung dieser Analyse entwerfen und bauen.

1. Allgemeines

1.1. Anwendung der Maschinen-Sicherheitsverordnung, BGBl. Nr. 306/1994, zuletzt geändert
durch die Verordnung BGBl. Nr. 780/1996 (Maschinenrichtlinie 89/392/EWG in der Fas-
sung der Richtlinien 91/368/EWG, 93/44/EWG und 93/68/EWG)
In den Fällen, in denen ein entsprechendes Gefährdungsmerkmal vorliegt, das nicht in diesem
Anhang erfaßt ist, gelten die grundlegenden Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen des III.
Abschnittes der Maschinen-Sicherheitsverordnung (MSV), BGBl. Nr. 306/1994, in der geltenden
Fassung (Anhang I der Maschinenrichtlinie 89/392/EWG). Die grundlegende Anforderung gemäß
§ 14 bis § 17 MSV (Anhang I, Nummer 1.1.2 der Maschinenrichtlinie 89/392/EWG) gilt auf jeden
Fall.

1.2. Fahrkorb
Der Fahrkorb ist so auszulegen und zu bauen, daß er die erforderliche Nutzfläche und die erfor-
derliche Festigkeit für die vom Montagebetrieb festgelegte höchstzulässige Personenzahl und
Traglast des Aufzugs aufweist.
Wenn der Aufzug für die Beförderung von Personen bestimmt ist und seine Abmessungen es
ermöglichen, so muß der Fahrkorb so ausgelegt und gebaut sein, daß Behinderten der Zugang zum
Fahrkorb und dessen Benutzung nicht auf Grund seiner strukturbedingten Merkmale erschwert
oder unmöglich gemacht wird, und daß alle Umbauten des Fahrkorbs, die Behinderten die Benut-
zung erleichtern können, möglich sind.

1.3. Aufhängung und Abstützung
Die Aufhängung und/oder Abstützung der Fahrkorblast und die entsprechenden Befestigungs- und
Verbindungsteile sind so zu wählen und auszulegen, daß unter Berücksichtigung der Betriebsbe-
dingungen, der verwendeten Werkstoffe und der Fertigungsbedingungen ein angemessenes Ge-
samtsicherheitsniveau gewährleistet und die Gefahr eines Absturzes des Fahrkorbs minimiert
wird.
Werden für die Aufhängung des Fahrkorbs Seile oder Ketten verwendet, so müssen mindestens
zwei voneinander unabhängige Seile oder Ketten vorhanden sein, die jeweils über ein eigenes
Einhängesystem verfügen. Diese Seile oder Ketten dürfen keine Verbindungs- oder Spleißstellen
aufweisen, soweit dies nicht für ihre Befestigung oder zum Anlegen einer Schlinge erforderlich
ist.

1.4. Kontrolle der Beanspruchungen (einschließlich überhöhter Geschwindigkeit)
1.4.1. Die Aufzüge sind so auszulegen, zu bauen und einzubauen, daß der Befehl zum Ingangsetzen

nicht gegeben werden kann, solange die Belastung den Nennwert übersteigt.
1.4.2. Die Aufzüge sind mit einem Geschwindigkeitsbegrenzer auszurüsten. Diese Anforderungen gelten

nicht für Aufzüge, die auf Grund der Auslegung ihres Antriebssystems keine überhöhte Ge-
schwindigkeit erreichen können.
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1.4.3. Hochgeschwindigkeitsaufzüge sind mit einer Geschwindigkeitskontroll- und -steuereinrichtung
auszurüsten.

1.4.4. Aufzüge mit Treibscheibenantrieb sind so auszulegen, daß die Treibfähigkeit der Zugseile auf der
Seilrolle gewährleistet ist.

1.5. Triebwerk
1.5.1. Jeder Personenaufzug muß über ein eigenes Triebwerk verfügen. Diese Anforderung gilt nicht für

Aufzüge, bei denen die Gegengewichte durch einen zweiten Fahrkorb ersetzt werden.
1.5.2. Der Montagebetrieb muß vorsehen, daß das Triebwerk eines Aufzugs und die dazugehörenden

Vorrichtungen außer für Wartungszwecke und in Notfällen nicht zugänglich sind.

1.6. Steuereinrichtungen
1.6.1. Die Steuereinrichtungen von Aufzügen, die für unbegleitete Behinderte bestimmt sind, müssen in

geeigneter Weise ausgelegt und angeordnet sein.
1.6.2. Die Funktion der Steuereinrichtungen ist deutlich zu kennzeichnen.
1.6.3. Die Aufzüge einer Aufzuggruppe können gemeinsame oder zusammengeschaltete Rufsteuerkreise

aufweisen.
1.6.4. Die elektrischen Betriebsmittel sind so zu installieren und zu schalten, daß

– die Verwechslungen mit nicht zum Aufzug gehörenden Stromkreisen ausgeschlossen sind,
– die Energieversorgung unter Last geschaltet werden kann,
– die Bewegungen des Aufzugs von elektrischen Sicherheitseinrichtungen, die in einem eigenen

Sicherheitsstromkreis angeordnet sind, abhängig sind,
– ein Fehler in der elektrischen Anlage nicht zu einem gefährlichen Zustand führt.

2. Gefährdung von Personen außerhalb des Fahrkorbs
2.1. Die Aufzüge sind so auszulegen und zu bauen, daß der Zugang zu dem vom Fahrkorb durchfahre-

nen Bereich außer für Wartungszwecke und in Notfällen nicht möglich ist. Bevor sich eine Person
in diesem Bereich befindet, muß ein Normalbetrieb des Aufzugs unmöglich gemacht werden.

2.2. Die Aufzüge sind so auszulegen und zu bauen, daß Quetschgefahren in den Endstellen des Fahr-
korbs ausgeschaltet werden.
Dieses Ziel ist erreicht, wenn sich jenseits der Endstellungen ein Freiraum oder eine Schutznische
befindet.
Wenn diese Lösung in Ausnahmefällen, insbesondere in bestehenden Gebäuden, nicht verwirk-
licht werden kann, können andere geeignete Mittel zur Vermeidung dieser Gefahr vorgesehen
werden, wobei den Mitgliedstaaten die Möglichkeit einer vorherigen Zustimmung eingeräumt
wird.

2.3. Die Ein- und Ausstiegsstellen sind mit Fahrschachttüren auszurüsten, die entsprechend den vorge-
sehenen Betriebsbedingungen eine ausreichende mechanische Festigkeit aufweisen.
Eine Verriegelungsvorrichtung muß bei normalem Betrieb verhindern,
– daß sich der Fahrkorb durch Stellteile gesteuert oder selbsttätig in Bewegung setzt, wenn nicht

alle Fahrschachttüren geschlossen und verriegelt sind;
– daß eine Fahrschachttür geöffnet werden kann, wenn sich der Fahrkorb nicht im Stillstand und

nicht an einer hierfür vorgesehenen Haltestelle befindet.
Fahrbewegungen an einer Haltestelle bei offenen Türen sind jedoch in bestimmten Bereichen
zulässig, sofern dies mit kontrollierter Geschwindigkeit erfolgt.

3. Gefährdung von Personen innerhalb des Fahrkorbs
3.1. Fahrkörbe von Aufzügen müssen – mit Ausnahme von Lüftungsöffnungen – durch vollflächige

Wände, einschließlich Böden und Decken, völlig geschlossen und mit vollflächigen Türen ausge-
rüstet sein. Die Fahrkorbtüren sind so auszulegen und einzubauen, daß der Fahrkorb – mit Aus-
nahme der in Punkt 2.3 dritter Absatz genannten Nachstellbewegungen – nicht in Bewegung ge-
setzt werden kann, solange die Türen nicht geschlossen sind, und daß er anhält, wenn die Türen
geöffnet werden.
Wenn die Gefahr eines Absturzes zwischen Fahrkorb und Aufzugschacht besteht oder wenn kein
Aufzugschacht vorhanden ist, müssen die Fahrkorbtüren bei einem Halt zwischen zwei Ebenen
geschlossen und verriegelt bleiben.

3.2. Der Aufzug muß mit Vorrichtungen ausgerüstet sein, die bei Ausfall der Energieversorgung oder
Versagen von Bauteilen den freien Fall oder unkontrollierte Aufwärtsbewegungen des Fahrkorbs
verhindern.
Die Vorrichtung gegen den freien Fall muß von den Fangmitteln des Fahrkorbes unabhängig sein.
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Diese Vorrichtung muß in der Lage sein, den Fahrkorb bei seiner Nennlast und der vom Montage-
betrieb vorgesehenen Höchstgeschwindigkeit anzuhalten. Jeder durch diese Vorrichtung ausgelö-
ste Anhaltevorgang darf bei allen Belastungszuständen keine für die Benutzer gefährliche Ab-
bremsung bewirken.

3.3. Zwischen dem Boden des Aufzugschachts und dem Fahrkorbboden müssen Puffer eingebaut wer-
den.
In diesem Fall ist der in Punkt 2.2 genannte Freiraum bei vollständig zusammengedrückten Puf-
fern zu messen.
Diese Anforderung gilt nicht für Aufzüge, deren Fahrkorb auf Grund der Auslegung des Antriebs-
systems nicht in den Freiraum gemäß Punkt 2.2 einfahren kann.

3.4. Die Aufzüge müssen so ausgelegt und gebaut sein, daß sie nicht in Bewegung gesetzt werden
können, wenn die in Punkt 3.2 genannte Vorrichtung sich nicht in Betriebsstellung befindet.

4. Sonstige Gefahren
4.1. Werden die Fahrschachttür oder die Fahrkorbtür oder beide Türen mechanisch bewegt, so muß

(müssen) die jeweilige Tür (die jeweiligen Türen) mit einer Vorrichtung ausgerüstet sein, die ein
Einklemmen beim Öffnen oder Schließen verhindert.

4.2. Fahrschachttüren, die zum Gebäudebrandschutz beitragen müssen, einschließlich Fahrschachttü-
ren mit Glasflächen, müssen eine angemessene Feuerbeständigkeit aufweisen, die in ihrer Form-
stabilität sowie ihrer Abschirmungsfähigkeit (Sperre gegen Flammenausbreitung) und Wärme-
leitfähigkeit (Wärmestrahlung) zum Ausdruck kommt.

4.3. Etwaige Gegengewichte sind so einzubauen, daß die Gefahr einer Kollision mit dem Fahrkorb
oder eines Absturzes auf den Fahrkorb ausgeschlossen ist.

4.4. Die Aufzüge müssen über Vorrichtungen verfügen, mit deren Hilfe im Fahrkorb eingeschlossene
Personen befreit und evakuiert werden können.

4.5. Die Fahrkörbe müssen über ein in beiden Richtungen funktionierendes Kommunikationssystem
verfügen, das eine ständige Verbindung mit einem rasch einsatzbereiten Notdienst ermöglicht.

4.6. Die Aufzüge sind so auszulegen und zu bauen, daß bei einem Überschreiten der vom Montagebe-
trieb vorgesehenen Höchsttemperatur im Maschinenraum die laufenden Fahrbewegungen zu Ende
geführt, jedoch keine weiteren Steuerbefehle mehr angenommen werden.

4.7. Die Fahrkörbe sind so auszulegen und zu bauen, daß auch bei einem längeren Halt eine ausrei-
chende Lüftung für die Insassen gewährleistet ist.

4.8. Der Fahrkorb muß innen ausreichend beleuchtet werden, sobald er benutzt wird oder wenn eine
Tür geöffnet wird; ferner ist eine Notbeleuchtung vorzusehen.

4.9. Das in Punkt 4.5 vorgesehene Kommunikationssystem und die in Punkt 4.8 vorgesehene Notbe-
leuchtung müssen so ausgelegt und gebaut sein, daß sie auch beim Ausfall der normalen Energie-
versorgung funktionieren. Sie müssen ausreichend lange funktionieren, um das normale Eingrei-
fen der Rettungsdienste zu ermöglichen.

4.10. Der Steuerkreis von Aufzügen, die im Brandfall benutzt werden können, muß so ausgelegt und
ausgeführt sein, daß die Bedienung bestimmter Ebenen ausgeschlossen werden kann und eine vor-
rangige Bedienung des Aufzugs durch die Rettungsdienste möglich ist.

5. Kennzeichnung
5.1. Außer den für jede Maschine erforderlichen Mindestangaben gemäß § 70 MSV (Anhang I, Num-

mer 1.7.3 der Maschinenrichtlinie 89/392/EWG) muß jeder Fahrkorb ein deutlich sichtbares
Schild aufweisen, auf dem die Nennlast in Kilogramm und die höchstzulässige Anzahl der beför-
derten Personen angegeben sind.

5.2. Ist der Aufzug so ausgelegt, daß sich die im Fahrkorb eingeschlossenen Personen ohne Hilfe von
außen befreien können, so müssen die entsprechenden Anleitungen deutlich sichtbar im Fahrkorb
angebracht sein.
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Anhang 2A

zu § 11 Abs. 1

ÜBEREINSTIMMUNGSERKLÄRUNG FÜR SICHERHEITSBAUTEILE FÜR AUFZÜGE
(Muster)

Der Hersteller oder sein in Österreich Bevollmächtigter oder der Inverkehrbringer 1):

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

erklärt hiemit, daß der nachstehend beschriebene neue Sicherheitsbauteil für Aufzüge 2):...........................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

mit der folgenden Sicherheitsfunktion: ..........................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................
übereinstimmt mit den Bestimmungen der Aufzüge-Sicherheitsverordnung – ASV 1996, BGBl.
Nr. 780/1996, und damit der durch sie umgesetzten Aufzügerichtlinie 95/16/EG in der geltenden Fas-
sung, und zwar mit den folgenden grundlegenden Sicherheitsanforderungen:..............................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................
identisch ist mit dem Modell des Sicherheitsbauteils für Aufzüge,

1. das von der zugelassenen Prüfstelle für Aufzüge und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen in.......

..........................................................................................................................................................3)

der Baumusterprüfung (Baumusterbescheinigung Nr. ............... vom .....................................)
unterzogen worden ist (§ 9 Abs. 1 Z 1 bzw. Z 2 ASV 1996; Anhang 5 der ASV 1996) 4),

2. das vom Hersteller oder seinem in Österreich Bevollmächtigten im Rahmen der Qualitätssiche-
rung Produkt (Modul E, Anhang 12 ASV 1996), welches von der zugelassenen Prüfstelle für
Aufzüge und für Sicherheitsbauteile..................................................................................................

in.......................................................................................................................................................3)
bewertet und überwacht wurde, unterzogen worden ist,

1) Name (Firma), vollständige Anschrift; bei Bevollmächtigten ebenfalls Angabe des Namens (der Firma) und
der Anschrift des Herstellers

2) Beschreibung des Sicherheitsbauteils für Aufzüge (Fabrikat, Typ, Seriennummer usw.)
3) Name und Anschrift der zugelassenen Stelle
4) Nichtzutreffendes streichen
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3. das vom Hersteller oder seinem in Österreich Bevollmächtigten im Rahmen des umfassenden
Qualitätssicherungssystems (Modul H, Anhang 9 ASV 1996), welches von der zugelassenen
Stelle für Aufzüge und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen ..........................................................

in.......................................................................................................................................................3)
bewertet und überwacht wurde, unterzogen worden ist.

Bei der Auslegung und dem Bau des Sicherheitsbauteils für Aufzüge wurden folgende weitere EWR/EG-
Richtlinien angewendet:

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

Bei der Auslegung und dem Bau des Sicherheitsbauteils für Aufzüge wurden folgende harmonisierte
Europäische Normen angewendet:

EN ..................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

ÖNORM EN/ÖVE EN ..................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

Bei der Auslegung und dem Bau des Sicherheitsbauteils für Aufzüge wurden folgende Normen ange-
wendet:

ÖNORM ........................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

Andere Normen ..............................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

Bei der Auslegung und dem Bau des Sicherheitsbauteils für Aufzüge wurden folgende technische Spezi-
fikationen angewendet:

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

............................................................................., den ...................................................................................
                          (Ort)                                                             (Datum)

....................................................................................
Unterschrift 5)

1) Name (Firma), vollständige Anschrift; bei Bevollmächtigten ebenfalls Angabe des Namens (der Firma) und
der Anschrift des Herstellers

2) Beschreibung des Sicherheitsbauteils für Aufzüge (Fabrikat, Typ, Seriennummer usw.)
3) Name und Anschrift der zugelassenen Stelle
4) Nichtzutreffendes streichen
5) Name und Funktion des Unterzeichners, der bevollmächtigt ist, die Erklärung rechtsverbindlich zu

unterzeichnen
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Anhang 2B

zu § 11 Abs. 2

ÜBEREINSTIMMUNGSERKLÄRUNG FÜR FÜR AUFZÜGE
(Muster)

Der Hersteller oder sein in Österreich Bevollmächtigter oder der Inverkehrbringer 1):

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

erklärt hiemit, daß der nachstehend beschriebene neue Aufzug 2): ................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................
übereinstimmt mit den Bestimmungen der Aufzüge-Sicherheitsverordnung – ASV 1996, BGBl.
Nr. 780/1996, und damit der durch sie umgesetzten Aufzügerichtlinie 95/16/EG, und zwar mit den fol-
genden grundlegenden Sicherheitsanforderungen:.........................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................
identisch ist mit dem Modell des Aufzugs,

1. das von der zugelassenen Prüfstelle für Aufzüge und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen in.......

..........................................................................................................................................................3)

der Baumusterprüfung (Baumusterbescheinigung Nr. ............... vom .....................................)
unterzogen worden ist (§ 10 Abs. 1 Z 1 bis Z 3 ASV 1996; Anhang 5 der ASV 1996) 4),

2. das vom Hersteller oder seinem in Österreich Bevollmächtigten im Rahmen des umfassenden
Qualitätssicherungssystems (Modul H), welches von der zugelassenen Prüfstelle für Aufzüge und
für Sicherheitsbauteile von Aufzügen................................................................................................

in.......................................................................................................................................................3)
bewertet und überwacht wurde, unterzogen worden ist,

1) Name (Firma), vollständige Anschrift; bei Bevollmächtigten ebenfalls Angabe des Namens (der Firma) und
der Anschrift des Herstellers

2) Beschreibung des Sicherheitsbauteils für Aufzüge (Fabrikat, Typ, Seriennummer usw.)
3) Name und Anschrift der zugelassenen Stelle
4) Nichtzutreffendes streichen
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3. für das die zugelassene Stelle für Aufzüge und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen ....................

............................................................................................................................................................

in.......................................................................................................................................................3)
die Endabnahme (Anhang 6 ASV 1996) vorgenommen hat,

4. das vom Hersteller oder seinem in Österreich Bevollmächtigten im Rahmen einer Qualitätssiche-
rung für das Produkt (Modul E, Anhang 12 ASV 1996), welches von der zugelassenen Stelle für
Aufzüge und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen ..........................................................................

............................................................................................................................................................

in.......................................................................................................................................................3)
bewertet und überwacht wurde, unterzogen worden ist,

5. das vom Hersteller oder seinem in Österreich Bevollmächtigten im Rahmen einer Qualitätssiche-
rung für die Produktion (Modul D, Anhang 14 ASV 1996), welches von der zugelassenen Stelle
für Aufzüge und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen ....................................................................

............................................................................................................................................................

in.......................................................................................................................................................3)
bewertet und überwacht wurde, unterzogen worden ist,

6. das im Rahmen einer Einzelprüfung (Modul G, Anhang 10 ASV 1996) von der zugelassenen
Stelle für Aufzüge und für Sicherheitsbauteile von Aufzügen ..........................................................

............................................................................................................................................................

in.......................................................................................................................................................3)
überprüft wurde.

Bei der Auslegung und dem Bau des Aufzugs wurden folgende weitere EWR/EG-Richtlinien angewen-
det:

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

Bei der Auslegung und dem Bau des Aufzugs wurden folgende harmonisierte Europäische Normen an-
gewendet:

EN ..................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

ÖNORM EN/ÖVE EN ..................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

........................................................................................................................................................................

3) Name und Anschrift der zugelassenen Stelle
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Anhang 3

zu § 12

CE-KENNZEICHNUNG

Die CE-Kennzeichnung besteht aus den Buchstaben „CE“ mit folgendem Schriftbild:

Bei Verkleinerung oder Vergrößerung der CE-Kennzeichnung müssen die sich aus dem oben abge-
bildeten Raster ergebenden Proportionen eingehalten werden.

Die verschiedenen Bestandteile der CE-Kennzeichnung müssen etwa gleich hoch sein; die Mindest-
höhe beträgt 5 mm. Bei kleinen Sicherheitsbauteilen kann von dieser Mindesthöhe abgewichen werden.

Auf die CE-Kennzeichnung folgt die Kennummer der zugelassenen Stelle, die im Rahmen der fol-
genden Verfahren tätig geworden ist:

– Verfahren nach § 9 Abs. 1 Z 2 und Z 3 ASV 1996 (Verfahren nach Artikel 8 Abs. 1 lit. a Z ii oder
Z iii der Richtlinie 95/16/EG)

– Verfahren nach § 10 Abs. 1 (Verfahren nach Artikel 8 Abs. 2 der Richtlinie 95/16/EG).
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Anhang 4A

zu § 6 Abs. 2

VERZEICHNIS DER HARMONISIERTEN EUROPÄISCHEN NORMEN FÜR DIE UMSET-
ZUNG DER GRUNDLEGENDEN SICHERHEITSANFORDERUNGEN

Die ÖNORMEN sind beim Österreichischen Normungsinstitut (ON), A-1021 Wien, Heinestraße 38,
Postfach 130, Tel. (0 22 2) 213 00/805, Telefax: (0 22 2) 213 00/818, erhältlich.

Die „Österreichischen Bestimmungen für Elektrotechnik“ sind vom Österreichischen Verband für
Elektrotechnik (ÖVE), A-1010 Wien, Eschenbachgasse 9, Tel. (0 22 2) 587 63 73, Telefax: (0 22 2)
586 74 08, erhältlich.
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Anhang 4B

zu § 6 Abs. 3

INFORMATIVES VERZEICHNIS DER ÖNORMEN, DIE BIS ZUR AUFNAHME
ENTSPRECHENDER HARMONISIERTER NORMEN FÜR DIE SACHGERECHTE

ÜBEREINSTIMMUNG MIT DEN GRUNDLEGENDEN SICHERHEITSANFORDERUNGEN
WICHTIG UND HILFREICH SIND

Die ÖNORMEN sind beim Österreichischen Normungsinstitut (ON), A-1021 Wien, Heinestraße 38,
Postfach 130, Tel. (0 22 2) 213 00/805, Telefax: (0 22 2) 213 00/818, erhältlich.

Die „Österreichischen Bestimmungen für Elektrotechnik“ sind vom Österreichischen Verband für
Elektrotechnik (ÖVE), A-1010 Wien, Eschenbachgasse 9, Tel. (0 22 2) 587 63 73, Telefax: (0 22 2)
586 74 08, erhältlich.
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Anhang 5

Zu § 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 1

BAUMUSTERPRÜFUNG
(Modul B)

A. Baumusterprüfung für Sicherheitsbauteile
1. Die Baumusterprüfung ist das Verfahren, bei dem eine zugelassene Prüfstelle feststellt und be-

scheinigt, daß ein für ein Sicherheitsbauteil repräsentatives Muster einem Aufzug, in den es sach-
gemäß eingebaut ist, gestattet, die einschlägigen Bestimmungen der Verordnung zu erfüllen.

2. Der Antrag auf Baumusterprüfung ist vom Hersteller des Sicherheitsbauteils oder von seinem in
der Europäischen Union oder in einem Vertragsstaat über das Abkommen zum Europäischen
Wirtschaftsraum niedergelassenen Bevollmächtigten oder vom Inverkehrbringer bei einer zugelas-
senen Prüfstelle seiner Wahl zu stellen.

Der Antrag hat folgendes zu enthalten:
– Name und Anschrift des Herstellers des Sicherheitsbauteils sowie Name und Anschrift seines

Bevollmächtigten, falls dieser den Antrag stellt, sowie Herstellungsort der Sicherheitsbauteile,
– die schriftliche Erklärung, daß derselbe Antrag nicht auch bei einer anderen zugelassenen Stelle

eingereicht worden ist,
– technische Dokumentation,
– ein repräsentatives Muster des Sicherheitsbauteils oder Angabe des Ortes, wo ein solches ge-

prüft werden kann. Die zugelassene Stelle darf in begründeten Fällen weitere Muster anfordern.

3. Anhand der technischen Dokumentation muß sich beurteilen lassen, ob das Sicherheitsbauteil mit
den Bestimmungen der Verordnung übereinstimmt und ob der Aufzug nach dem sachgemäßen
Einbau des Sicherheitsbauteils ebenfalls den Bestimmungen der Verordnung genügt.

4. Die zugelassene Prüfstelle hat die technischen Unterlagen zu prüfen und ihre Zweckmäßigkeit
festzustellen. Weiters ist zu prüfen, ob das Sicherheitsbauteil den technischen Unterlagen ent-
spricht. Die zugelassene Prüfstelle hat geeignete Kontrollen und die erforderlichen Versuche
durchzuführen oder durchführen zu lassen, um festzustellen, ob die vom Hersteller des Sicher-
heitsbauteils gewählten Lösungen den Anforderungen der Verordnung entsprechen und es gestat-
ten, daß das Sicherheitsbauteil seine Funktion erfüllt, wenn es sachgemäß in einen Aufzug einge-
baut wird.

5. Entspricht das repräsentative Muster des Sicherheitsbauteils den einschlägigen Bestimmungen der
Verordnung, so hat die zugelassene Prüfstelle dem Antragsteller eine Baumusterprüfbescheini-
gung auszustellen. Diese Bescheinigung hat den Namen und die Anschrift des Herstellers des Si-
cherheitsbauteils, die Ergebnisse der Kontrolle, die an die Bescheinigung geknüpften Bedingun-
gen sowie die zur Identifizierung des zugelassenen Baumusters erforderlichen Angaben zu ent-
halten.
Die Kommission, die Mitgliedstaaten und die übrigen zugelassenen Stellen können eine Kopie der
Bescheinigung und auf begründeten Antrag ein Exemplar der technischen Unterlagen sowie der
Protokolle über die Prüfungen, Berechnungen und Versuche erhalten. Falls die zugelassene Stelle
die Ausstellung einer Baumusterprüfbescheinigung verweigert, hat sie dies im einzelnen zu be-
gründen. Gegen diese Entscheidung steht dem Antragsteller die Aufsichtsbeschwerde gemäß § 15
ASV 1996 zu.

6. Der Hersteller des Sicherheitsbauteils oder sein in der Europäischen Union oder in einem Ver-
tragsstaat über das Abkommen zum Europäischen Wirtschaftsraum ansässiger Bevollmächtigter
oder der Inverkehrbringer haben die zugelassene Prüfstelle über alle – selbst geringfügigen – Än-
derungen, die er an dem zugelassenen Sicherheitsbauteil vorgenommen hat oder vornehmen will
zu unterrichten; dies trifft auch auf neue Erweiterungen und Ausführungsarten, die in den ur-
sprünglich vorgelegten technischen Unterlagen nicht enthalten sind, zu. Die zugelassene Prüfstelle
hat diese Änderungen zu prüfen und dem Antragsteller mitzuteilen, ob die Baumusterprüfbeschei-
nigung weiterhin gilt.

7. Jede zugelassene Prüfstelle hat dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
zweckdienliche Informationen über die von ihr erteilten Baumusterprüfbescheinigungen bzw. die
von ihr zurückgezogenen Baumusterprüfbescheinigungen zu übermitteln.
Jede zugelassene Prüfstelle hat darüber hinaus den übrigen zugelassenen Stellen zweckdienliche
Informationen über die von ihr zurückgezogenen Baumusterprüfbescheinigungen zu übermitteln.
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8. Die Baumusterprüfbescheinigung, die technische Dokumentation und der Schriftverkehr in bezug
auf die Baumusterprüfverfahren sind in deutscher Sprache oder in einer von der zugelassenen
Prüfstelle akzeptierten Sprache abzufassen.

9. Der Hersteller des Sicherheitsbauteils oder sein Bevollmächtigter oder der Inverkehrbringer hat
zusammen mit den technischen Unterlagen eine Kopie der Baumusterprüfbescheinigung und ihrer
Ergänzungen zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Sicherheitsbauteils aufzubewahren.

B. Baumusterprüfung für Aufzüge

1. Die Baumusterprüfung ist das Verfahren, bei dem eine zugelassene Prüfstelle feststellt und be-
scheinigt, daß ein Musteraufzug oder ein Aufzug, für den ein Ausbau oder eine Abweichung nicht
vorgesehen worden ist, den Bestimmungen der Verordnung entspricht.

2. Der Antrag auf Baumusterprüfung ist vom Montagebetrieb bei einer zugelassenen Prüfstelle sei-
ner Wahl zu stellen. Der Antrag hat folgendes zu enthalten:
– Name und Anschrift des Montagebetriebs,
– die schriftliche Erklärung, daß derselbe Antrag nicht bei einer anderen zugelassenen Prüfstelle

eingereicht worden ist,
– technische Dokumentation,
– Angabe des Ortes, wo der Musteraufzug geprüft werden kann. Dieser Musteraufzug muß die

Endbereiche und die Bedienung von mindestens drei Ebenen umfassen (obere, untere und
mittlere Ebene).

3. Die zugelassene Prüfstelle hat die Technische Dokumentation zu prüfen und ihre Zweckmäßigkeit
festzustellen. Sie hat zu prüfen, ob der Musteraufzug der technischen Dokumentation entspricht
und hat geeignete Kontrollen und die erforderlichen Versuche durchzuführen oder durchführen zu
lassen, um festzustellen, ob die vom Montagebetrieb gewählten Lösungen den Anforderungen der
Verordnung entsprechen und es dem Aufzug gestatten, diese Anforderungen zu erfüllen.

4. Entspricht der Musteraufzug den einschlägigen Bestimmungen der Verordnung, so hat die zuge-
lassene Stelle dem Antragsteller eine Baumusterprüfbescheinigung auszustellen. Diese Bescheini-
gung enthält den Namen und die Anschrift des Montagebetriebs, die Ergebnisse der Kontrolle, die
an die Bescheinigung geknüpften Bedingungen sowie die zur Identifizierung des zugelassenen
Baumusters erforderlichen Angaben.
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten und die übrigen zugelassenen Prüf-
stellen können eine Kopie der Baumusterprüfbescheinigung und auf begründeten Antrag ein Ex-
emplar der technischen Unterlagen sowie der Protokolle über die Prüfungen, Berechnungen und
Versuche erhalten.
Falls die zugelassene Prüfstelle die Ausstellung einer Baumusterprüfbescheinigung verweigert,
hat sie dies im einzelnen zu begründen. Gegen diese Entscheidung ist eine Aufsichtsbeschwerde
gemäß § 15 ASV 1996 möglich.

5. Der Montagebetrieb hat die zugelassene Prüfstelle über alle – selbst geringfügigen – Änderungen,
die er an dem zugelassenen Aufzug vorgenommen hat oder vornehmen will zu unterrichten; dies
betrifft auch neue Erweiterungen und Ausführungsarten, die in der ursprünglich vorgelegten tech-
nischen Dokumentation nicht enthalten sind. Die zugelassene Prüfstelle hat diese Änderungen zu
prüfen und dem Antragsteller mitzuteilen, ob die Baumusterprüfbescheinigung weiterhin gilt.

6. Jede zugelassene Prüfstelle hat dem Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten
zweckdienliche Informationen über die von ihr erteilten Baumusterprüfbescheinigungen bzw. die
von ihr zurückgezogenen Baumusterprüfbescheinigungen zu übermitteln. Jede zugelassene Prüf-
stelle hat darüber hinaus den übrigen zugelassenen Stellen zweckdienliche Informationen über die
von ihr zurückgezogenen Baumusterprüfbescheinigungen zu übermitteln.

7. Die Baumusterprüfbescheinigung, die technische Dokumentation und der Schriftverkehr in bezug
auf die Baumusterprüfverfahren sind in deutscher Sprache oder in einer von der zugelassenen
Prüfstelle akzeptierten Sprache abzufassen.

8. Der Montagebetrieb hat zusammen mit den technischen Unterlagen eine Kopie der Baumuster-
prüfbescheinigung und ihrer Ergänzungen zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten mit dem
Musteraufzug übereinstimmenden Aufzugs aufzubewahren.
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Anhang 6

zu § 10 Abs. 1 Z 1 bis Z 3 jeweils lit. a

ENDABNAHME

1. Die Endabnahme ist das Verfahren, bei dem der Montagebetrieb, der die Verpflichtungen nach
Punkt 2 erfüllt, sich vergewissert und erklärt, daß der Aufzug, der in Verkehr gebracht wird, den
Anforderungen der Verordnung entspricht. Der Montagebetrieb hat die CE-Kennzeichnung gemäß
§ 12 ASV 1996 im Fahrkorb eines jeden Aufzugs anzubringen und eine Übereinstimmungserklä-
rung auszustellen.

2. Der Montagebetrieb hat alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit der Aufzug, der in Ver-
kehr gebracht wird, dem in der Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Musteraufzug ent-
spricht und die für ihn geltenden grundlegenden Sicherheits- und Gesundheitsanforderungen er-
füllt.

3. Der Montagebetrieb hat eine Kopie der Übereinstimmungserklärung und der in Punkt 6 genannten
Endabnahmebescheinigung nach Inverkehrbringen des Aufzugs zehn Jahre lang aufzubewahren.

4. Die vom Montagebetrieb gewählte zugelassene Prüfstelle hat die Endabnahme an dem Aufzug,
der in Verkehr gebracht wird, durchzuführen oder durchführen zu lassen. Es werden Kontrollen
und Prüfungen gemäß den in § 6 genannten Normen oder gleichwertige Prüfungen durchgeführt,
um die Übereinstimmung des Aufzugs mit den entsprechenden Anforderungen der Verordnung si-
cherzustellen.
Diese Kontrollen und Prüfungen haben folgendes zu umfassen:
a) Prüfung der technischen Unterlagen zur Feststellung, ob der Aufzug dem gemäß Anhang 5

Buchstabe B genehmigten Musteraufzug entspricht.
b)  – Probebetrieb des Aufzugs im Leerzustand und unter Höchstlast zur Überprüfung der fach-

gerechten Montage und des einwandfreien Funktionierens der Sicherheitseinrichtungen
(Endlagenschalter, Verriegelungen, usw.)

– Probebetrieb des Aufzugs unter Höchstlast und im Leerzustand zur Feststellung des ein-
wandfreien Funktionierens der Sicherheitseinrichtungen bei Ausfall der Energieversorgung,

– statische Prüfung mit einer Last, die dem 1,25fachen der Nennlast entspricht.
Die Nennlast ist die Last gemäß Anhang 1, Punkt 5.

Nach diesen Prüfungen hat sich die zugelassene Prüfstelle zu vergewissern, daß keinerlei Verfor-
mung oder Beschädigung entstanden ist, die die Benutzung des Aufzugs beeinträchtigen könnte.

5. Bei der zugelassenen Prüfstelle ist eine Dokumentation einzureichen, die aus folgenden Unterla-
gen besteht:
– Gesamtplan des Aufzugs,
– für die Endabnahme, insbesondere der Steuerkreise, erforderliche Schaltpläne und Diagramme,
– ein Exemplar der Betriebsanleitung gemäß § 8.
Die zugelassene Prüfstelle darf nur solche Detailpläne oder Einzelangaben verlangen, die erfor-
derlich sind, um überprüfen zu können, ob der Aufzug, der in Verkehr gebracht werden soll, dem
in der Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Musteraufzug entspricht.

6. Wenn der Aufzug den Bestimmungen der Verordnung entspricht, hat die zugelassene Stelle ihre
Kennummer neben der CE-Kennzeichnung gemäß Anhang 3 anzubringen oder sie anbringen zu
lassen und stellt eine Endabnahmebescheinigung aus, in der die durchgeführten Kontrollen und
Prüfungen aufgeführt sind.
Die zugelassene Prüfstelle hat die entsprechenden Seiten des in § 8 Abs. 2 ASV 1996 genannten
Wartungshefts auszufüllen.
Falls die zugelassene Prüfstelle die Ausstellung der Endabnahmebescheinigung verweigert, muß
sie dies ausführlich begründen und entsprechende Maßnahmen empfehlen, damit der Aufzug ab-
genommen werden kann. Wenn der Montagebetrieb erneut die Endabnahme beantragt, muß er
dies bei derselben zugelassenen Stelle tun.

7. Die Endabnahmebescheinigung, die Unterlagen und der Schriftverkehr im Zusammenhang mit
den Abnahmeverfahren sind in deutscher Sprache oder in einer von der zugelassenen Prüfstelle
akzeptierten Sprache abzufassen.
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Anhang 7

zu § 13 und §14

VERZEICHNIS DER ZUGELASSENEN PRÜFSTELLEN FÜR AUFZÜGE UND FÜR
SICHERHEITSBAUTEILE VON AUFZÜGEN
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Anhang 8

zu § 9 Abs. 1 Z 2

QUALITÄTSSICHERUNG PRODUKT

(Modul E)

1. Die Qualitätssicherung Produkt ist das Verfahren, bei dem der Hersteller des Sicherheitsbauteils,
der die Verpflichtungen nach Punkt 2 erfüllt, sich vergewissert und erklärt, daß die Sicherheits-
bauteile der in der Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen und die für sie
geltenden Anforderungen der Verordnung erfüllen und daß das Sicherheitsbauteil dem Aufzug, in
den es sachgemäß eingebaut ist, gestattet, die Bestimmungen der Verordnung zu erfüllen.
Der Hersteller des Sicherheitsbauteils oder sein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ansässiger
Bevollmächtigter hat an jedem Sicherheitsbauteil die CE-Kennzeichnung anzubringen und eine
Übereinstimmungserklärung auszustellen. Der CE-Kennzeichnung wird die Kennummer der für
die Überwachung gemäß Punkt 4 zuständigen zugelassenen Stelle hinzugefügt.

2. Der Hersteller hat ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für die Endabnahme des Sicher-
heitsbauteils und die Prüfungen nach Punkt 3 zu unterhalten und unterliegt der Überwachung nach
Punkt 4.

3. Qualitätssicherungssystem

3.1. Der Hersteller des Sicherheitsbauteils hat bei einer zugelassenen Prüfstelle seiner Wahl die Be-
wertung seines Qualitätssicherungssystems für die betreffenden Sicherheitsbauteile zu beantragen.
Der Antrag hat folgendes zu enthalten:
– alle einschlägigen Angaben über die vorgesehenen Sicherheitsbauteile,
– die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem,
– die technische Dokumentation über die zugelassenen Sicherheitsbauteile und eine Kopie der

Baumusterprüfbescheinigungen.

3.2. Im Rahmen des Qualitätssicherungssystems ist jedes Sicherheitsbauteil zu prüfen. Es werden
Prüfungen gemäß den in § 6 der Verordnung genannten Normen (EN und ÖNORMEN) oder
gleichwertige Prüfungen durchgeführt, um die Übereinstimmung mit den entsprechenden Anfor-
derungen der Verordnung sicherzustellen.
Alle vom Hersteller der Sicherheitsbauteile berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und
Vorschriften sind systematisch und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren
und Anweisungen zusammenzustellen. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sol-
len sicherstellen, daß die Qualitätssicherungsprogramme, -pläne, -handbücher und -berichte ein-
heitlich ausgelegt werden.
Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten:
a) Qualitätsziele;
b) organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Managements in bezug auf die

Qualität der Sicherheitsbauteile;
c) nach der Herstellung durchgeführte Untersuchungen und Prüfungen;
d) Mittel, mit denen die wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht wird;
e) die Qualität betreffende Unterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die

Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

3.3. Die zugelassene Prüfstelle hat das Qualitätssicherungssystem zu bewerten, um festzustellen, ob es
die in Punkt 3.2 genannten Anforderungen erfüllt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die ent-
sprechende harmonisierte Europäische Norm (EN) anwenden, wird von der Erfüllung dieser An-
forderungen ausgegangen.
Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams soll über als Beisitzer erworbene Erfahrungen in
der Bewertung der Technologie von Hebezeugen verfügen. Das Bewertungsverfahren umfaßt
auch eine Besichtigung des Werkes des Herstellers der Sicherheitsbauteile.
Die Entscheidung ist dem Hersteller der Sicherheitsbauteile mitzuteilen. Die Mitteilung hat die
Ergebnisse der Prüfung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

3.4. Der Hersteller des Sicherheitsbauteils hat sich zu verpflichten, die Verpflichtungen aus dem zu-
gelassenen Qualitätssicherungssystem zu erfüllen und dafür zu sorgen, daß es stets sachgemäß und
effizient funktioniert.
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Der Hersteller der Sicherheitsbauteile oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter
oder der Inverkehrbringer hat die zugelassene Prüfstelle, die das Qualitätssicherungssystem zuge-
lassen hat, über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems zu unterrichten.
Die zugelassene Prüfstelle hat die geplanten Änderungen zu prüfen und entscheidet, ob das geän-
derte Qualitätssicherungssystem noch den in Punkt 3.2 genannten Anforderungen entspricht oder
ob eine erneute Bewertung erforderlich ist.
Sie hat ihre Entscheidung dem Hersteller mitzuteilen. Die Mitteilung hat die Ergebnisse der Prü-
fung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

4. Überwachung unter der Verantwortung der zugelassenen Prüfstelle

4.1. Die Überwachung muß gewährleisten, daß der Hersteller des Sicherheitsbauteils die Verpflichtun-
gen aus dem zugelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt.

4.2. Der Hersteller hat der zugelassenen Prüfstelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den Abnahme-,
Prüf- und Lagereinrichtungen zu gewähren und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfü-
gung. Hierzu gehören insbesondere
– Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem,
– technische Unterlagen,
– die Qualitätssicherung betreffende Unterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte

über die Qualität der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

4.3. Die zugelassene Prüfstelle hat regelmäßige Audits durchzuführen, um sicherzustellen, daß der
Hersteller der Sicherheitsbauteile das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und
stellt ihm einen Bericht über das Qualitätsaudit zur Verfügung.

4.4. Darüber hinaus kann die zugelassene Prüfstelle beim Hesteller des Sicherheitsbauteils unangemel-
dete Besichtigungen durchführen.
Hierbei kann sie Prüfungen vornehmen oder vornehmen lassen, um erforderlichenfalls das ein-
wandfreie Funktionieren des Qualitätssicherungssystems zu überprüfen. Sie hat dem Hersteller der
Sicherheitsbauteile einen Bericht über die Besichtigung und, im Fall einer Prüfung, einen Prüfbe-
richt zur Verfügung zu stellen.

5. Der Hersteller hat zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Sicherheitsbauteils folgende Un-
terlagen für die einzelstaatlichen Behörden zur Verfügung aufzubewahren:
– die Unterlagen gemäß Punkt 3.1 Absatz 2 dritter Gedankenstrich,
– die Aktualisierungen gemäß Punkt 3.4 Absatz 2,
– die Entscheidungen und Berichte der zugelassenen Prüfstelle gemäß Punkt 3.4 letzter Absatz

sowie den Punkten 4.3 und 4.4.

6. Die zugelassene Prüfstelle hat den anderen zugelassenen Prüfstellen die einschlägigen Angaben
über die ausgestellten bzw. zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mitzu-
teilen.
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Anhang 9

zu § 9 Abs. 1 Z 3

UMFASSENDE QUALITÄTSSICHERUNG FÜR SICHERHEITSBAUTEILE
(Modul H)

1. Die umfassende Qualitätssicherung ist das Verfahren, bei dem der Hersteller des Sicherheitsbau-
teils, der die Verpflichtungen nach Punkt 2 erfüllt, sich vergewissert und erklärt, daß die Sicher-
heitsbauteile die für sie geltenden Anforderungen der Verordnung erfüllen und daß das Sicher-
heitsbauteil dem Aufzug, in den es sachgemäß eingebaut ist, gestattet, die Bestimmungen der Ver-
ordnung zu erfüllen.
Der Hersteller oder sein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ansässiger Bevollmächtigter hat an
jedem Sicherheitsbauteil die CE-Kennzeichnung anzubringen und eine Übereinstimmungserklä-
rung auszustellen. Der CE-Kennzeichnung wird die Kennummer der für die Überwachung gemäß
Punkt 4 zuständigen zugelassenen Prüfstelle hinzugefügt.

2. Der Hersteller hat ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für den Entwurf, die Herstellung,
die Endabnahme der Sicherheitsbauteile und die Prüfungen nach Punkt 3 zu unterhalten; er unter-
liegt der Überwachung nach Punkt 4.

3. Qualitätssicherungssystem

3.1. Der Hersteller hat bei einer zugelassenen Prüfstelle seiner Wahl die Bewertung seines Qualitätssi-
cherungssystems zu beantragen. Der Antrag hat zu enthalten:
– alle einschlägigen Angaben über die Sicherheitsbauteile,
– die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem.

3.2. Das Qualitätssicherungssystem muß die Übereinstimmung der Sicherheitsbauteile mit den für sie
geltenden Anforderungen der Verordnung gewährleisten und sicherstellen, daß die Aufzüge, in
die die Sicherheitsbauteile sachgemäß eingebaut sind, die Bestimmungen der Verordnung erfüllen.
Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind systema-
tisch und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen zu-
sammenzustellen. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen, daß
die das Verfahren betreffenden Maßnahmen und die Qualitätssicherungsmaßnahmen wie die Qua-
litätssicherung betreffende Programme, Pläne, Handbücher und anderen Unterlagen einheitlich
ausgelegt werden.
Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten:
– Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Manage-

ments in bezug auf die Qualität des Entwurfs und der Sicherheitsbauteile;
– technische Konstruktionsspezifikationen, einschließlich der angewandten Normen sowie –

wenn die in § 6 genannten Normen nicht vollständig angewendet wurden – die Mittel, mit de-
nen gewährleistet werden soll, daß die für die Sicherheitsbauteile geltenden grundlegenden
Anforderungen der Verordnung erfüllt werden;

– Techniken zur Kontrolle und Prüfung des Entwicklungsergebnisses, Verfahren und systemati-
sche Maßnahmen, die bei der Auslegung der Sicherheitsbauteile angewendet werden;

– entsprechende Fertigungs-, Qualitätskontroll- und Qualitätssicherungstechniken, angewandte
Verfahren und systematische Maßnahmen;

– vor, während und nach der Herstellung durchgeführte Kontrollen und Prüfungen unter Angabe
ihrer Häufigkeit;

– die Qualitätssicherung betreffende Unterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte
über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.;

– Mittel, mit denen die Erreichung der geforderten Entwurfs- und Produktqualität sowie die
wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht werden können.

3.3. Die zugelassene Prüfstelle hat das Qualitätssicherungssystem zu bewerten,um festzustellen, ob es
den Anforderungen nach Punkt 3.2 genügt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die entsprechen-
de harmonisierte Europäische Norm (EN) anwenden, wird von der Erfüllung dieser Anforderun-
gen ausgegangen.
Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams hat über als Beisitzer erworbene Erfahrungen in
der Bewertung der Technologie von Aufzügen zu verfügen. Das Bewertungsverfahren hat auch
eine Besichtigung des Herstellerwerks zu umfassen.
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Die Entscheidung ist dem Hersteller der Sicherheitsbauteile mitzuteilen. Die Mitteilung hat die
Ergebnisse der Prüfung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

3.4. Der Hersteller der Sicherheitsbauteile hat sich zu verpflichten, die Verpflichtungen aus dem Qua-
litätssicherungssystem in seiner zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, daß es stets
sachgemäß und effizient funktioniert.
Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter oder der Inverkehrbrin-
ger hat die zugelassene Prüfstelle, die das Qualitätssicherungssystem zugelassen hat, über alle ge-
planten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems zu unterrichten.
Die zugelassene Prüfstelle hat die geplanten Änderungen zu prüfen und zu entscheiden, ob das
geänderte Qualitätssicherungssystem noch den in Punkt 3.2 genannten Anforderungen entspricht
oder ob eine erneute Bewertung erforderlich ist.
Sie hat ihre Entscheidung dem Hersteller mitzuteilen. Die Mitteilung hat die Ergebnisse der Prü-
fung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

4. Überwachung unter der Verantwortung der zugelassenen Prüfstelle

4.1. Die Überwachung muß gewährleisten, daß der Hersteller der Sicherheitsbauteile die Verpflichtun-
gen aus dem zugelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt.

4.2. Der Hersteller der Sicherheitsbauteile hat der zugelassenen Prüfstelle zu Inspektionszwecken
Zugang zu den Entwicklungs-, Herstellungs-, Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen zu gewäh-
ren und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung. Hierzu gehören insbesondere
– Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem,
– die vom Qualitätssicherungssystem für den Entwicklungsbereich vorgesehenen Qualitätssiche-

rungsunterlagen wie das Ergebnis von Analysen, Berechnungen, Prüfungen usw.,
– die vom Qualitätssicherungssystem für den Fertigungsbereich vorgesehenen Qualitätssiche-

rungsunterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation der in
diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

4.3. Die zugelassene Prüfstelle hat regelmäßig Audits durchzuführen, um sicherzustellen, daß der Her-
steller der Sicherheitsbauteile das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und
stellt ihm einen Bericht über das Qualitätsaudit zur Verfügung.

4.4. Darüber hinaus kann die zugelassene Prüfstelle beim Hersteller der Sicherheitsbauteile unange-
meldete Besichtigungen durchführen.
Hierbei kann sie Prüfungen vornehmen oder vornehmen lassen, um erforderlichenfalls das ein-
wandfreie Funktionieren des Qualitätssicherungssystems zu überprüfen. Sie hat dem Hersteller der
Sicherheitsbauteile einen Bericht über die Besichtigung und, im Fall einer Prüfung, einen Prüfbe-
richt zur Verfügung zu stellen.

5. Der Hersteller der Sicherheitsbauteile oder sein Bevollmächtigter hat zehn Jahre lang nach Her-
stellung des letzten Sicherheitsbauteils folgende Unterlagen für die einzelstaatlichen Behörden zur
Verfügung zu halten:
– die Unterlagen gemäß Punkt 3.1 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich,
– die Aktualisierungen gemäß Punkt 3.4 Absatz 2,
– die Entscheidungen und Berichte der zugelassenen Prüfstelle gemäß Punkt 3.4 letzter Absatz

sowie den Punkten 4.3 und 4.4.

6. Jede zugelassene Prüfstelle hat den anderen zugelassenen Prüfstellen die einschlägigen Angaben
über die ausgestellten oder zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mitzu-
teilen.

7. Die Unterlagen und der Schriftverkehr im Zusammenhang mit den Verfahren der umfassenden
Qualitätssicherung sind in deutscher Sprache oder in einer von der zugelassenen Prüfstelle akzep-
tierten Sprache abzufassen.



252. Stück – Ausgegeben am 30. Dezember 1996 – Nr. 780 5259

Anhang 10

zu § 10 Abs. 1 Z 4

EINZELPRÜFUNG

(Modul G)

1. Die Einzelprüfung ist das Verfahren, bei dem der Montagebetrieb sich vergewissert und erklärt,
daß der in Verkehr gebrachte Aufzug, für den die Konformitätsbescheinigung nach Punkt 4 ausge-
stellt wurde, die Anforderungen der Verordnung erfüllt. Der Montagebetrieb hat die CE-
Kennzeichnung im Fahrkorb des Aufzugs anzubringen und eine Übereinstimmungserklärung aus-
zustellen.

2. Der Montagebetrieb hat bei einer zugelassenen Prüfstelle seiner Wahl die Einzelprüfung zu bean-
tragen. Der Antrag hat folgendes zu enthalten:
– Name und Anschrift des Montagebetriebs sowie Einbauort des Aufzugs,
– die schriftliche Erklärung, daß derselbe Antrag nicht auch bei einer anderen zugelassenen Prüf-

stelle eingereicht worden ist,
– technische Dokumentation.

3. Zweck der technischen Dokumentation ist es, die Bewertung der Übereinstimmung mit den An-
forderungen der Verordnung sowie das Verständnis des Entwurfs, des Einbaus und der Funkti-
onsweise des Aufzugs zu ermöglichen.
Soweit dies für die Bewertung der Konformität erforderlich ist, müssen die technischen Unterla-
gen folgendes enthalten:
– eine allgemeine Beschreibung des Aufzugs;
– Entwurfs- und Fertigungszeichnungen oder -pläne;
– die betreffenden grundlegenden Anforderungen sowie die für deren Einhaltung gewählte Lö-

sung (zB harmonisierte Norm);
– gegebenenfalls die Ergebnisse von Prüfungen und Berechnungen, die der Montagebetrieb

selbst oder ein Dritter in dessen Auftrag durchgeführt hat;
– ein Exemplar der Betriebsanleitung des Aufzugs;
– die Abschrift der Baumusterprüfbescheinigungen für die verwendeten Sicherheitsbauteile.

4. Um die Übereinstimmung des Aufzugs mit den einschlägigen Anforderungen der Verordnung
sicherzustellen, hat die zugelassene Prüfstelle die technische Dokumentation und den Aufzug zu
prüfen und führt Prüfungen gemäß den in § 6 der Verordnung genannten Normen oder gleichwer-
tige Prüfungen durch.
Wenn der Aufzug den Bestimmungen der Verordnung entspricht, hat die zugelassene Prüfstelle
ihre Kennummer neben der CE-Kennzeichnung gemäß Anhang 3 anzubringen oder läßt sie an-
bringen und hat eine Konformitätsbescheinigung über die durchgeführten Prüfungen auszustellen.
Die zugelassene Prüfstelle hat die entsprechenden Seiten des in § 8 Abs. 2 genannten Wartungs-
hefts auszufüllen.
Falls die zugelassene Prüfstelle die Ausstellung der Konformitätsbescheinigung verweigert, muß
sie dies ausführlich begründen und Maßnahmen zur Herstellung der Konformität empfehlen.
Wenn der Montagebetrieb erneut die Durchführung dieser Prüfung beantragt, muß er dies bei der-
selben zugelassenen Prüfstelle tun.

5. Die Konformitätsbescheinigung, die Unterlagen und der Schriftverkehr in bezug auf die Einzel-
prüfungsverfahren sind in deutscher Sprache oder in einer von dieser Stelle akzeptierten Sprache
abzufassen.

6. Der Montagebetrieb hat nach Inverkehrbringen des Aufzugs zehn Jahre lang zusammen mit der
technischen Dokumentation eine Kopie der Konformitätsbescheinigung aufzubewahren.
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Anhang 11

zu § 9 Abs. 1 Z 1

KONFORMITÄT MIT DER BAUART MIT STICHPROBENARTIGER PRÜFUNG

(Modul C)

1. Die Überprüfung der Konformität mit der Bauart ist das Verfahren, bei dem der Hersteller der
Sicherheitsbauteile oder sein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ansässiger Bevollmächtigter
sich vergewissert und erklärt, daß die Sicherheitsbauteile der in der Baumusterprüfbescheinigung
beschriebenen Bauart entsprechen und die Anforderungen der für sie geltenden Verordnungen
erfüllen sowie dem Aufzug, in den sie sachgemäß eingebaut sind, gestatten, die grundlegenden Si-
cherheits- und Gesundheitsanforderungen der Verordnung zu erfüllen.
Der Hersteller der Sicherheitsbauteile oder sein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ansässiger
Bevollmächtigter hat an jedem Sicherheitsbauteil die CE-Kennzeichnung anzubringen und eine
Übereinstimmungserklärung auszustellen.

2. Der Hersteller der Sicherheitsbauteile hat alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit der
Fertigungsprozeß die Übereinstimmung der hergestellten Sicherheitsbauteile mit der in der Bau-
musterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit den für sie geltenden Anforderungen der
Verordnung gewährleistet.

3. Der Hersteller der Sicherheitsbauteile oder sein Bevollmächtigter hat eine Kopie der Überein-
stimmungserklärung zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Sicherheitsbauteils aufzubewah-
ren.

4. Eine vom Hersteller der Sicherheitsbauteile gewählte zugelassene Prüfstelle hat in beliebigen
Abständen stichprobenartige Prüfungen der Sicherheitsbauteile durchzuführen oder durchführen
zu lassen. Eine von der zugelassenen Prüfstelle vor Ort entnommene geeignete Probe der fertigge-
stellten Sicherheitsbauteile ist zu untersuchen; ferner werden geeignete Prüfungen gemäß den in
§ 6 der Verordnung genannten Normen (EN und ÖNORMEN) oder gleichwertige Prüfungen
durchgeführt, um die Übereinstimmung der Produktion mit den entsprechenden Anforderungen
der Verordnung sicherzustellen. Stimmen eines oder mehrere der geprüften Sicherheitsbauteile
nicht mit diesen überein, so hat die zugelassene Prüfstelle geeignete Maßnahmen zu treffen.
Die bei der Prüfung der Sicherheitsbauteile zu berücksichtigenden Aspekte werden von allen mit
diesem Verfahren befaßten zugelassenen Prüfstellen einvernehmlich unter Berücksichtigung der
wesentlichen Merkmale der Sicherheitsbauteile festgelegt.
Der Hersteller hat unter der Verantwortlichkeit der zugelassenen Prüfstelle während des Ferti-
gungsprozesses deren Kennummer anzubringen.

5. Die Unterlagen und der Schriftverkehr in bezug auf die stichprobenartigen Prüfungen gemäß
Punkt 4 sind in deutscher Sprache oder in einer von dieser Stelle akzeptierten Sprache abzufassen.
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Anhang 12

zu § 10 Abs. 1 Z 1 bis Z 3 jeweils lit. b

QUALITÄTSSICHERUNG PRODUKT AUFZÜGE

(Modul E)

1. Die Qualitätssicherung Produkt ist das Verfahren, bei dem der Montagebetrieb, der die Ver-
pflichtungen nach Punkt 2 erfüllt, sich vergewissert und erklärt, daß die eingebauten Aufzüge der
in der Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen und die für sie geltenden
Anforderungen der Verordnung erfüllen.
Der Montagebetrieb hat an jedem Aufzug die CE-Kennzeichnung anzubringen und eine Überein-
stimmungserklärung auszustellen. Der CE-Kennzeichnung wird die Kennummer der für die
Überwachung gemäß Punkt 4 zuständigen zugelassenen Prüfstelle hinzugefügt.

2. Der Montagebetrieb hat ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für die Endabnahme des
Aufzugs und die Prüfungen nach Punkt 3 zu unterhalten; er unterliegt der Überwachung nach
Punkt 4.

3. Qualitätssicherungssystem

3.1. Der Montagebetrieb hat bei einer für Aufzüge zugelassenen Prüfstelle seiner Wahl die Bewertung
seines Qualitätssicherungssystems zu beantragen. Der Antrag hat folgendes zu enthalten:
– alle einschlägigen Angaben über die vorgesehenen Aufzüge,
– die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem,
– die technischen Dokumentationen über die zugelassenen Aufzüge und
– eine Kopie der Baumusterprüfbescheinigungen.

3.2. Im Rahmen des Qualitätssicherungssystems ist jeder Aufzug zu prüfen. Es sind Prüfungen gemäß
den in § 6 der Verordnung genannten Normen (EN oder ÖNORMEN) oder gleichwertige Prüfun-
gen durchzuführen, um die Übereinstimmung mit den entsprechenden Anforderungen der Verord-
nung sicherzustellen.
Alle vom Montagebetrieb berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind
systematisch und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen
zusammenzustellen. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen,
daß die die Qualitätssicherung betreffenden Programme, Pläne, Handbücher und anderen Unterla-
gen einheitlich ausgelegt werden.
Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten:
a) Qualitätsziele;
b) organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Managements in bezug auf die

Qualität der Aufzüge;
c) vor dem Inverkehrbringen durchgeführte Untersuchungen und Prüfungen, zumindest aber die

Prüfungen gemäß Anhang 6, Punkt 4 lit. b;
d) Mittel, mit denen die wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht wird;
e) die Qualitätssicherung betreffende Unterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Be-

richte über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

3.3. Die zugelassene Prüfstelle hat das Qualitätssicherungssystem zu bewerten, um festzustellen, ob es
die in Punkt 3.2 genannten Anforderungen erfüllt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die ent-
sprechende harmonisierte Europäische Norm (EN) anwenden, wird von der Erfüllung dieser An-
forderungen ausgegangen.
Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams hat über als Beisitzer erworbene Erfahrungen in
der Bewertung der Technologie von Aufzügen zu verfügen. Das Bewertungsverfahren hat auch
eine Besichtigung des Montagebetriebs und einer Baustelle zu umfassen.
Die Entscheidung ist dem Montagebetrieb mitzuteilen. Die Mitteilung hat die Ergebnisse der
Prüfung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

3.4. Der Montagebetrieb verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem zugelassenen Qualitätssiche-
rungssystem zu erfüllen und dafür zu sorgen, daß es stets sachgemäß und effizient funktioniert.
Der Montagebetrieb hat die zugelassene Prüfstelle, die das Qualitätssicherungssystem zugelassen
hat, über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems zu unterrichten.
Die zugelassene Prüfstelle hat die geplanten Änderungen zu prüfen und entscheidet, ob das geän-
derte Qualitätssicherungssystem noch den in Punkt 3.2 genannten Anforderungen entspricht oder
ob eine erneute Bewertung erforderlich ist.
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Sie hat ihre Entscheidung dem Montagebetrieb mitzuteilen. Die Mitteilung hat die Ergebnisse der
Prüfung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

4. Überwachung unter der Verantwortung der zugelassenen Prüfstelle

4.1. Die Überwachung muß gewährleisten, daß der Montagebetrieb die Verpflichtungen aus dem zu-
gelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt.

4.2. Der Montagebetrieb hat der zugelassenen Prüfstelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den Ab-
nahme- und Prüfeinrichtungen zu gewähren und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Ver-
fügung. Hierzu gehören insbesondere
– Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem,
– technische Dokumentation,
– die Qualitätssicherung betreffende Unterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte

über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

4.3. Die zugelassene Prüfstelle hat regelmäßig Audits durchzuführen, um sicherzustellen, daß der
Montagebetrieb das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und stellt ihm einen
Bericht über das Qualitätsaudit zur Verfügung.

4.4. Darüber hinaus kann die zugelassene Prüfstelle auf den Baustellen des Montagebetriebs unange-
meldete Besichtigungen durchführen.
Hierbei kann sie Prüfungen vornehmen oder vornehmen lassen, um erforderlichenfalls das ein-
wandfreie Funktionieren des Qualitätssicherungssystems und des Aufzugs zu überprüfen. Sie hat
dem Montagebetrieb einen Bericht über die Besichtigung und, im Fall einer Prüfung, einen Prüf-
bericht zur Verfügung zu stellen.

5. Der Montagebetrieb hat zehn Jahre lang nach der Herstellung des Aufzugs folgende Unterlagen
für die einzelstaatlichen Behörden zur Verfügung zu halten:
– die Unterlagen gemäß Punkt 3.1 Absatz 2 dritter Gedankenstrich,
– die Aktualisierungen gemäß Punkt 3.4 Absatz 2,
– die Entscheidungen und Berichte der zugelassenen Prüfstelle gemäß Punkt 3.4 letzter Absatz

sowie den Punkten 4.3 und 4.4.

6. Jede zugelassene Prüfstelle hat den anderen zugelassenen Prüfstellen die einschlägigen Angaben
über die ausgestellten bzw. zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mitzu-
teilen.
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Anhang 13

zu § 10 Abs. 1 Z 5

UMFASSENDE QUALITÄTSSICHERUNG FÜR AUFZÜGE

(Modul H)

1. Die umfassende Qualitätssicherung ist das Verfahren, bei dem der Montagebetrieb, der die Ver-
pflichtungen nach Punkt 2 erfüllt, sich vergewissert und erklärt, daß die Aufzüge die für sie gel-
tenden Anforderungen der Verordnung erfüllen.
Der Montagebetrieb hat an jedem Aufzug die CE-Kennzeichnung anzubringen und eine Überein-
stimmungserklärung auszustellen. Der CE-Kennzeichnung wird die Kennummer der für die
Überwachung gemäß Punkt 4 zuständigen zugelassenen Prüfstelle hinzugefügt.

2. Der Montagebetrieb hat ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für den Entwurf, die Her-
stellung, die Montage, den Einbau, die Endabnahme der Aufzüge und die Prüfungen nach Punkt 3
zu unterhalten und unterliegt der Überwachung nach Punkt 4.

3. Qualitätssicherungssystem

3.1. Der Montagebetrieb hat bei einer zugelassenen Prüfstelle seiner Wahl die Bewertung seines Qua-
litätssicherungssystems zu beantragen.
Der Antrag hat zu enthalten:
– alle einschlägigen Angaben über die Aufzüge, insbesondere Angaben, die es ermöglichen, die

Beziehungen zwischen Entwurf und Arbeitsweise des Aufzugs zu verstehen und die Überein-
stimmung mit den Anforderungen der Verordnung zu bewerten,

– die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem.

3.2. Das Qualitätssicherungssystem hat die Übereinstimmung der Aufzüge mit den für sie geltenden
Anforderungen der Verordnung zu gewährleisten.
Alle vom Montagebetrieb berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind
systematisch und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen
zusammenzustellen. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen,
daß die das Verfahren betreffenden Maßnahmen und die Qualitätssicherungsmaßnahmen wie die
Qualitätssicherung betreffende Programme, Pläne, Handbücher und anderen Unterlagen einheit-
lich ausgelegt werden.
Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten:
– Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Manage-

ments in bezug auf die Qualität des Entwurfs und der Aufzüge;
– technische Konstruktionsspezifikationen, einschließlich der angewandten Normen, sowie –

wenn die in § 6 der Verordnung genannten Normen (EN oder ÖNORMEN) nicht vollständig
angewendet wurden – die Mittel, mit denen gewährleistet werden soll, daß die für die Aufzüge
geltenden grundlegenden Anforderungen der Verordnung erfüllt werden;

– Techniken zur Kontrolle und Prüfung des Entwicklungsergebnisses, Verfahren und systemati-
sche Maßnahmen, die bei der Umsetzung des Aufzugentwurfs angewandt werden;

– Kontrollen und Abnahmeprüfungen der angelieferten Materialien, der Bauteile und der Bau-
gruppen;

– entsprechende Montage- und Einbautechniken, Qualitätskontrolle, angewandte Verfahren und
systematische Maßnahmen;

– vor der Montage (Kontrolle der Einbaubedingungen: Schacht, Unterbringung des Antriebs
usw.) sowie während und nach der Montage (zumindest die Prüfungen gemäß Anhang 6,
Punkt 4 lit. b) durchgeführte Kontrollen und Prüfungen;

– die Qualitätssicherung betreffende Unterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte
über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.;

– Mittel, mit denen die Erreichung der geforderten Entwurfs- und Montagequalität sowie die
wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht werden können.

3.3. Entwurfsprüfung
Entspricht der Entwurf nicht vollständig den harmonisierten Europäischen Normen (EN), so hat
die zugelassene Prüfstelle zu prüfen, ob der Entwurf im Einklang mit den Bestimmungen der Ver-
ordnung steht; ist dies der Fall, so ist dem Montagebetrieb eine Entwurfsprüfbescheinigung auszu-
stellen, die die Bedingungen für die Gültigkeit dieser Bescheinigung und die für die Identifizie-
rung des zugelassenen Entwurfs erforderlichen Angaben enthält.
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3.4. Kontrolle des Qualitätssicherungssystems
Die zugelassene Prüfstelle hat das Qualitätssicherungssystem zu bewerten, um festzustellen, ob es
den Anforderungen nach Punkt 3.2 genügt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die entsprechen-
de harmonisierte Europäische Norm (EN) anwenden, wird von der Erfüllung dieser Anforderun-
gen ausgegangen.
Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams hat über als Beisitzer erworbene Erfahrungen in
der Bewertung der Technologie von Aufzügen zu verfügen. Das Bewertungsverfahren hat auch
eine Besichtigung des Montagebetriebs und einer Baustelle zu umfassen.
Die Entscheidung ist dem Montagebetrieb mitzuteilen. Die Mitteilung hat die Ergebnisse der
Prüfung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

3.5. Der Montagebetrieb hat sich zu verpflichten, die Verpflichtungen aus dem Qualitätssicherungssy-
stem in seiner zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, daß es stets sachgemäß und ef-
fizient funktioniert.
Der Montagebetrieb hat die zugelassene Prüfstelle, die das Qualitätssicherungssystem zugelassen
hat, über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems zu unterrichten.
Die zugelassene Prüfstelle hat die geplanten Änderungen zu prüfen und entscheidet, ob das geän-
derte Qualitätssicherungssystem noch den in Punkt 3.2 genannten Anforderungen entspricht oder
ob eine erneute Bewertung erforderlich ist.
Sie hat ihre Entscheidung dem Montagebetrieb mitzuteilen. Die Mitteilung hat die Ergebnisse der
Prüfung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

4. Überwachung unter der Verantwortung der zugelassenen Prüfstelle
4.1. Die Überwachung muß gewährleisten, daß der Montagebetrieb die Verpflichtungen aus dem zu-

gelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt.

4.2. Der Montagebetrieb hat der zugelassenen Prüfstelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den Ent-
wicklungs-, Herstellungs-, Montage-, Einbau-, Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen zu ge-
währen und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung. Hierzu gehören insbesondere
– Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem;
– die vom Qualitätssicherungssystem für den Entwurfsbereich vorgesehenen, die Qualitätssiche-

rung betreffenden Unterlagen wie das Ergebnis von Analysen, Berechnungen, Prüfungen usw.;
– die vom Qualitätssicherungssystem für die Abnahme der angelieferten Materialien und die

Montage vorgesehenen, die Qualitätssicherung betreffenden Unterlagen wie Prüfberichte, Prüf-
daten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitar-
beiter usw.

4.3. Die zugelassene Prüfstelle hat regelmäßig Audits durchzuführen, um sicherzustellen, daß der
Montagebetrieb das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und stellt ihm einen
Bericht über das Qualitätsaudit zur Verfügung.

4.4. Darüber hinaus kann die zugelassene Prüfstelle beim Montagebetrieb und auf Baustellen, auf
denen Aufzüge eingebaut werden, unangemeldete Besichtigungen durchführen. Hierbei kann sie
Prüfungen vornehmen oder vornehmen lassen, um erforderlichenfalls das einwandfreie Funktio-
nieren des Qualitätssicherungssystems zu überprüfen. Sie hat dem Montagebetrieb einen Bericht
über die Besichtigung und, im Fall einer Prüfung, einen Prüfbericht zur Verfügung zu stellen.

5. Der Montagebetrieb hat zehn Jahre lang nach dem Zeitpunkt des Inverkehrbringens des Aufzugs
folgende Unterlagen für die einzelstaatlichen Behörden zur Verfügung zu halten:
– die Unterlagen gemäß Punkt 3.1 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich,
– die Aktualisierungen gemäß Punkt 3.5 Absatz 2,
– die Entscheidungen und Berichte der zugelassenen Prüfstelle gemäß Punkt 3.5 letzter Absatz

sowie den Punkten 4.3 und 4.4.
Ist der Montagebetrieb nicht in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, BGBl. Nr. 909 und 910/1993,
ansässig, so obliegt diese Verpflichtung der zugelassenen Prüfstelle.

6. Jede zugelassene Prüfstelle hat den anderen zugelassenen Prüfstellen die einschlägigen Angaben
über die ausgestellten oder zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mitzu-
teilen.

7. Die Unterlagen und der Schriftverkehr im Zusammenhang mit dem Verfahren der umfassenden
Qualitätssicherung sind in einer Amtssprache des Mitgliedstaats, in dem die zugelassene Prüfstelle
ihren Sitz hat, oder in einer von der zugelassenen Prüfstelle akzeptierten Sprache abzufassen.
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Anhang 14

zu § 10 Abs. 1 Z 1 bis Z 3 jeweils lit. c

QUALITÄTSSICHERUNG PRODUKTION

(Modul D)

1. Die Qualitätssicherung Produktion ist das Verfahren, bei dem der Montagebetrieb, der die Ver-
pflichtungen nach Punkt 2 erfüllt, sich vergewissert und erklärt, daß die Aufzüge der in der Bau-
musterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen und die für sie geltenden Anforde-
rungen der Verordnung erfüllen. Der Montagebetrieb hat an jedem Aufzug die CE-
Kennzeichnung anzubringen und eine schriftliche Übereinstimmungserklärung auszustellen. Der
CE-Kennzeichnung wird die Kennummer der für die Überwachung gemäß Punkt 4 zuständigen
zugelassenen Prüfstelle hinzugefügt.

2. Der Montagebetrieb hat ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für die Herstellung, den Ein-
bau und die Endabnahme der Aufzüge sowie die Prüfungen gemäß Punkt 3 zu unterhalten und
unterliegt der Überwachung gemäß Punkt 4.

3. Qualitätssicherungssystem

3.1. Der Montagebetrieb hat bei einer zugelassenen Prüfstelle seiner Wahl die Bewertung seines Qua-
litätssicherungssystems zu beantragen. Der Antrag hat zu enthalten:
– alle einschlägigen Angaben über die Aufzüge,
– die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem,
– die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und eine Kopie der Baumuster-

prüfbescheinigung.

3.2. Das Qualitätssicherungssystem muß die Übereinstimmung der Aufzüge mit den für sie geltenden
Anforderungen der Verordnung gewährleisten.
Alle vom Montagebetrieb berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind
systematisch und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen
zusammenzustellen. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen,
daß die die Qualitätssicherung betreffenden Programme, Pläne, Handbücher und anderen Unterla-
gen einheitlich ausgelegt werden.
Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten:
– Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Manage-

ments in bezug auf die Qualität der Aufzüge;
– Fertigungsverfahren, Qualitätskontroll- und Qualitätssicherungstechniken und andere systema-

tische Maßnahmen;
– Untersuchungen und Prüfungen, die vor, während und nach dem Einbau durchgeführt werden;
– die Qualitätssicherung betreffende Unterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte

über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.;
– Mittel, mit denen die Erreichung der geforderten Qualität der Aufzüge und die wirksame Ar-

beitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht werden können.

3.3. Die zugelassene Prüfstelle hat das Qualitätssicherungssystem zu bewerten, um festzustellen, ob es
den Anforderungen nach Punkt 3.2 genügt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die entsprechen-
de harmonisierte Europäische Norm EN 29002 anwenden, ist von der Erfüllung dieser Anforde-
rungen auszugehen.
Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams hat über als Beisitzer erworbene Erfahrungen in
der Bewertung der Technologie von Aufzügen zu verfügen. Das Bewertungsverfahren hat auch
eine Besichtigung des Montagebetriebs zu umfassen.
Die Entscheidung ist dem Montagebetrieb mitzuteilen. Die Mitteilung hat die Ergebnisse der
Prüfung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

3.4. Der Montagebetrieb verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem zugelassenen Qualitätssiche-
rungssystem zu erfüllen und dafür zu sorgen, daß es stets sachgemäß und effizient funktioniert.
Der Montagebetrieb hat die zugelassene Prüfstelle, die das Qualitätssicherungssystem zugelassen
hat, über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems zu unterrichten.
Die zugelassene Prüfstelle hat die geplanten Änderungen zu prüfen und muß entscheiden, ob das
geänderte Qualitätssicherungssystem noch den in Punkt 3.2 genannten Anforderungen entspricht
oder ob eine erneute Bewertung erforderlich ist.
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Sie hat ihre Entscheidung dem Montagebetrieb mitzuteilen. Die Mitteilung hat die Ergebnisse der
Prüfung und eine Begründung der Entscheidung zu enthalten.

4. Überwachung unter der Verantwortung der zugelassenen Prüfstelle

4.1. Die Überwachung muß gewährleisten, daß der Montagebetrieb die Verpflichtungen aus dem zu-
gelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt.

4.2. Der Montagebetrieb hat der zugelassenen Prüfstelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den Her-
stellungs-, Abnahme-, Montage-, Einbau-, Prüf- und Lagereinrichtungen zu gewähren und stellt
ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung. Hierzu gehören insbesondere
– Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem,
– die Qualitätssicherung betreffende Unterlagen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte

über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

4.3. Die zugelassene Prüfstelle hat regelmäßig Audits durchzuführen, um sicherzustellen, daß der
Montagebetrieb das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet. Hierüber ist ein Be-
richt über das Qualitätsaudit auszustellen.

4.4. Darüber hinaus kann die zugelassene Prüfstelle beim Montagebetrieb unangemeldete Besichti-
gungen durchführen. Hierbei kann sie Prüfungen vornehmen oder vornehmen lassen, um erfor-
derlichenfalls das einwandfreie Funktionieren des Qualitätssicherungssystems zu überprüfen. Sie
hat dem Montagebetrieb einen Bericht über die Besichtigung und, im Fall einer Prüfung, einen
Prüfbericht zur Verfügung zu stellen.

5. Der Montagebetrieb hat zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Produkts folgende Unterla-
gen für die einzelstaatlichen Behörden zur Verfügung zu halten:
– die Unterlagen gemäß Punkt 3.1 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich,
– die Aktualisierungen gemäß Punkt 3.4 Absatz 2,
– die Entscheidungen und Berichte der zugelassenen Prüfstelle gemäß Punkt 3.4 letzter Absatz

sowie den Punkten 4.3 und 4.4.

6. Jede zugelassene Prüfstelle hat den anderen zugelassenen Prüfstellen die einschlägigen Angaben
über die ausgestellten bzw. zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mitzu-
teilen.

7. Die Unterlagen und der Schriftverkehr im Zusammenhang mit dem Verfahren der Qualitätssiche-
rung Produktion sind in deutscher Sprache oder in einer von der zugelassenen Prüfstelle akzep-
tierten Sprache abzufassen.

'(!� Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten zur Änderung
der Maschinen-Sicherheitsverordnung

Auf Grund des § 71 Abs. 3 bis 6 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Arbeit und Soziales verordnet:

Die Verordnung über das Inverkehrbringen und Ausstellen von Maschinen und über die grundle-
genden Sicherheitsanforderungen an Maschinen (Maschinen-Sicherheitsverordnung, MSV), BGBl.
Nr. 306/1994, in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 31/1995 und der Kundmachungen BGBl.
Nr. 667/1995, BGBl. Nr. 199/1996 und BGBl. Nr. 675/1996 wird wie folgt geändert:

1. § 2 Z 14 lautet:

„14. Aufzüge, die dauerhaft zwischen festgelegten Ebenen von Gebäuden und Bauten mittels eines
Fahrkorbs verkehren, der an starren Führungen entlang fortbewegt wird, die gegenüber der Ho-
rizontalen um mehr als 15° geneigt sind, und der bestimmt ist
– zur Personenbeförderung,
– zur Personen- und Güterbeförderung, oder
– nur zur Güterbeförderung, sofern der Fahrkorb betretbar ist (dh. wenn eine Person ohne

Schwierigkeiten in den Fahrkorb einsteigen kann) und der Aufzug über Steuereinrichtungen
verfügt, die im Inneren des Fahrkorbs oder in Reichweite einer dort befindlichen Person an-
geordnet sind,“
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2. § 2 Z 19 lautet:

„19. Maschinen, von denen hauptsächlich Gefahren auf Grund von Elektrizität ausgehen und die von
der Niederspannungsgeräteverordnung 1995 – NSpGV 1995, BGBl. Nr. 51/1995, bzw. von der
Richtlinie 73/23/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften betreffend elektrische Betriebs-
mittel zur Verwendung innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen („Niederspannungsrichtlinie“),
CELEX Nr. 373 L 0023, geändert durch die Richtlinie 93/68/EWG, CELEX Nr. 393 L 0068,
erfaßt sind.“

3. § 9 Abs. 1 Z 9 lautet:

„9. Pressen, einschließlich Biegepressen, zur Kaltbearbeitung von Metall mit Handbeschickung
und/oder Handentnahme, deren im Fertigungsvorgang bewegliche Teile einen Hub von mehr als
6 mm und eine Geschwindigkeit von mehr als 30 mm/s haben können,“

4. Anhang 3 lautet:

„Anhang 3

zu § 5 Abs. 5

VERZEICHNIS DER HARMONISIERTEN EUROPÄISCHEN NORMEN FÜR DIE UMSET-
ZUNG DER GRUNDLEGENDEN SICHERHEITSANFORDERUNGEN

(Stand: 1. Dezember 1996)

Mitteilungen der Kommission der Europäischen Union vom 24. Juni 1992, 92/C 157/03, vom
25. August 1993, 93/C 229/03, vom 27. Juli 1994, 94/C 207/03, vom 31. Dezember 1994, 94/C 377/10,
vom 1. Juli 1995, 95/C 165/03, vom 14. Februar 1996, 96/C 42/04, vom 8. August 1996, 96/C 229/07,
vom 15. Oktober 1996, 96/C 306/06 und vom 28. November 1996, 96/C 359/05.

Die ÖNORMEN sind beim Österreichischen Normungsinstitut (ON), A-1021 Wien, Heinestraße 38,
Postfach 130, Tel. (0 22 2) 213 00/805, Telefax: (0 22 2) 213 00/818, erhältlich.

EN 115:1995 (= ÖNORM EN 115:1995-05-01)
Sicherheitsregeln für die Konstruktion und den Einbau von Fahrtreppen und Fahrsteigen

EN 289:1993 (= ÖNORM EN 289:1994-03-01)
Sicherheit von Maschinen – Gummi- und Kunststoffmaschinen – Formpressen und Spritzpressen – Si-
cherheitstechnische Anforderungen für die Gestaltung

EN 292-1:1991 (= ÖNORM EN 292-1:1992-03-01)
Sicherheit von Maschinen – Grundbegriffe, allgemeine Gestaltungsleitsätze – Teil 1: Grundsätzliche
Terminologie, Methodologie

EN 292-2:1991 und EN 292-2/A1:1995 (= ÖNORM EN 292-2:1995-07-01)
Sicherheit von Maschinen – Grundbegriffe, allgemeine Gestaltungsleitsätze – Teil 2: Technische Leitsät-
ze und Spezifikationen

EN 294:1992 (= ÖNORM EN 294:1993-04-01, ident mit EN 294:1992 + AC:1993)
Sicherheit von Maschinen – Sicherheitsabstände gegen das Erreichen von Gefahrstellen mit den oberen
Gliedmaßen

EN 349:1993 (= ÖNORM EN 349:1993-08-01)
Sicherheit von Maschinen – Mindestabstände zur Vermeidung des Quetschens von Körperteilen

EN 418:1992 (= ÖNORM EN 418:1993-04-01)
Sicherheit von Maschinen – Not-Aus-Einrichtung, funktionelle Aspekte – Gestaltungsleitsätze

EN 422:1995 (= ÖNORM EN 422:1995-08-01)
Gummi- und Kunststoffmaschinen – Sicherheit – Blasformmaschinen zur Herstellung von Hohlkörpern –
Anforderungen für Konzipierung und Bau



5268 252. Stück – Ausgegeben am 30. Dezember 1996 – Nr. 781

EN 457:1992 (= ÖNORM EN 457:1992-07-01)
Sicherheit von Maschinen – Akustische Gefahrensignale – Allgemeine Anforderungen, Gestaltung und
Prüfung (ISO 7731:1986 modifiziert)

EN 474-1:1994 (= ÖNORM EN 474-1:1995-01-01)
Erdbaumaschinen – Sicherheit – Teil 1: Allgemeine Anforderungen

EN 474-2:1996 (= ÖNORM EN 474-2:1996-06-01)
Erdbaumaschinen – Sicherheit – Teil 2: Anforderungen für Planiermaschinen

EN 474-3:1996 (= ÖNORM EN 474-3:1996-06-01)
Erdbaumaschinen – Sicherheit – Teil 3: Anforderungen für Lader

EN 474-4:1996 (= ÖNORM EN 474-4:1996-06-01)
Erdbaumaschinen – Sicherheit – Teil 4: Anforderungen für Baggerlader

EN 474-5:1996 (= ÖNORM EN 474-5:1996-08-01)
Erdbaumaschinen – Sicherheit – Teil 5: Anforderungen für Hydraulikbagger

EN 474-6:1996 (= ÖNORM EN 474-6:1996-08-01)
Erdbaumaschinen – Sicherheit – Teil 6: Anforderungen für Muldenfahrzeuge

EN 500-1:1995 (= ÖNORM EN 500-1:1995-11-01)
Bewegliche Straßenbaumaschinen – Sicherheit – Teil 1: Gemeinsame Anforderungen

EN 500-2:1995 (= ÖNORM EN 500-2:1995-11-01)
Bewegliche Straßenbaumaschinen – Sicherheit – Teil 2: Besondere Anforderungen an Straßenfräsen

EN 500-3:1995 (= ÖNORM EN 500-3:1995-11-01)
Bewegliche Straßenbaumaschinen – Sicherheit – Teil 3: Besondere Anforderungen an Bodenstabilisie-
rungsmaschinen

EN 500-4:1995 (= ÖNORM EN 500-4:1995-11-01)
Bewegliche Straßenbaumaschinen – Sicherheit – Teil 4: Besondere Anforderungen an Verdichtungsma-
schinen

EN 500-5:1995 (= ÖNORM EN 500-5:1995-11-01)
Bewegliche Straßenbaumaschinen – Sicherheit – Teil 4: Besondere Anforderungen an Fugenschneider

EN 528:1996 (= ÖNORM EN 528:1996-12-01)
Regalbediengeräte – Sicherheit

EN 563:1994 (= ÖNORM EN 563:1995-01-01, ident mit EN 563:1994 + AC:1994)
Sicherheit von Maschinen – Temperaturen berührbarer Oberflächen – Ergonomische Daten zur Festle-
gung von Temperaturgrenzwerten für heiße Oberflächen

EN 608:1994 (= ÖNORM EN 608:1994-12-01)
Land- und Forstmaschinen – Tragbare Motorsägen – Sicherheit

EN 614-1:1995 (= ÖNORM EN 614-1:1995-07-01)
Sicherheit von Maschinen – Ergonomische Gestaltungsgrundsätze – Teil 1: Begriffe und allgemeine
Leitsätze

EN 626-1:1994 (= ÖNORM EN 626-1:1995-01-01)
Sicherheit von Maschinen – Reduzierung des Gesundheitsrisikos durch Gefahrstoffe, die von Maschinen
ausgehen – Teil 1: Grundsätze und Festlegungen für Maschinenhersteller

EN 626-2:1996 (= ÖNORM EN 626-2:1996-09-01)
Sicherheit von Maschinen – Reduzierung des Gesundheitsrisikos durch Gefahrstoffe, die von Maschinen
ausgehen – Teil 2: Methodik beim Aufstellen von Überprüfungsverfahren



252. Stück – Ausgegeben am 30. Dezember 1996 – Nr. 781 5269

EN 627:1995 (= ÖNORM 627:1996-10-01)
Regeln für Datenerfassung und Fernüberwachung von Aufzügen, Fahrtreppen und Fahrsteigen

EN 632:1995 (= ÖNORM EN 632:1995-09-01)
Landmaschinen – Mähdrescher und Feldhäcksler – Sicherheit

EN 690:1994 (= ÖNORM EN 690:1995-02-01)
Landmaschinen – Stalldungstreuer – Sicherheit

EN 703:1995 (= ÖNORM EN 703:1995-09-01)
Landmaschinen – Siloentnahmegeräte – Sicherheit

EN 774:1996 (= ÖNORM EN 774:1996-07-01)
Gartengeräte – Tragbare motorbetriebene Heckenscheren – Sicherheit

EN 775:1992 (= ÖNORM EN 775:1993-12-01)
Industrieroboter – Sicherheit (ISO 10218:1992 modifiziert)

EN 786:1996 (= ÖNORM EN 786:1996-11-01)
Gartengeräte – Elektrisch betriebene handgeführte und handgehaltene Rasentrimmer und Rasenkanten-
trimmer – Mechanische Sicherheit

EN 791:1995 (= ÖNORM EN 791:1996-01-01)
Bohrgeräte – Sicherheit

EN 818-1:1996 (= ÖNORM EN 818-1:1996-07-01)
Kurzgliedrige Rundstahlketten für Hebezwecke – Sicherheit – Teil 1: Allgemeine Abnahmebedingungen

EN 818-2:1996 (= ÖNORM EN 818-2:1996-08-01)
Kurzgliedrige Rundstahlketten für Hebezwecke – Sicherheit – Teil 2: Mitteltolerierte Rundstahlketten für
Anschlagketten – Güteklasse 8

EN 818-4:1996 (= ÖNORM EN 818-4:1996-08-01)
Kurzgliedrige Rundstahlketten für Hebezwecke – Sicherheit – Teil 4: Anschlagketten – Güteklasse 8

EN 842:1996 (= ÖNORM EN 842:1996-09-01)
Sicherheit von Maschinen – Optische Gefahrensignale – Allgemeine Anforderungen, Gestaltung und
Prüfung

EN 982:1996 (= ÖNORM EN 982:1996-07-01)
Sicherheit von Maschinen – Sicherheitstechnische Anforderungen für fluidtechnische Anlagen und deren
Bauteile – Hydraulik

EN 983:1996 (= ÖNORM EN 983:1996-07-01)
Sicherheit von Maschinen – Sicherheitstechnische Anforderungen für fluidtechnische Anlagen und deren
Bauteile – Pneumatik

EN 996:1995 (= ÖNORM EN 996:1996-02-01)
Rammausrüstung – Sicherheitsanforderungen

EN 1012-1:1996 (= ÖNORM EN 1012-1:1996-07-01)
Kompressoren und Vakuumpumpen – Sicherheitsanforderungen – Teil 1: Kompressoren

EN 1012-2:1996 (= ÖNORM EN 1012-2:1996-07-01)
Kompressoren und Vakuumpumpen – Sicherheitsanforderungen – Teil 2: Vakuumpumpen

EN 1033:1995 (= ÖNORM EN 1033:1996-05-01)
Hand-Arm-Schwingungen – Laborverfahren zur Messung mechanischer Schwingungen an der Greifflä-
che handgeführter Maschinen – Allgemeines

EN 1037:1995 (= ÖNORM EN 1037:1996-02-01)
Sicherheit von Maschinen – Vermeidung von unerwartetem Anlauf
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EN 1088:1995 (= ÖNORM EN 1088:1996-02-01)
Sicherheit von Maschinen – Verriegelungseinrichtungen in Verbindung mit trennenden Schutz- einrich-
tungen – Leitsätze für Gestaltung und Auswahl

EN 1093-3:1996 (= ÖNORM EN 1093-3:1996-06-01)
Sicherheit von Maschinen – Bewertung der Emission von luftgetragenen Gefahrstoffen – Teil 3: Emissi-
onsrate eines festgelegten luftverunreinigenden Stoffes – Prüfstandverfahren unter Verwendung des rea-
len luftverunreinigenden Stoffes

EN 1093-4:1996 (= ÖNORM EN 1093-4:1996-06-01)
Sicherheit von Maschinen – Bewertung der Emission von luftgetragenen Gefahrstoffen – Teil 4: Erfas-
sungsgrad eines Absaugsystems – Tracerverfahren

EN 1152:1994 (= ÖNORM EN 1152:1995-09-01)
Traktoren und Maschinen für die Land- und Forstwirtschaft -Schutzeinrichtungen für Gelenkwellen –
Verschleißprüfungen und Festigkeitsprüfungen

EN ISO 3450:1996 (= ÖNORM EN ISO 3450:1996-07-01)
Erdbaumaschinen – Bremsanlagen von gummibereiften Maschinen – Anforderungen und Prüfungen (ISO
3450:1995)

EN ISO 3457:1995 (= ÖNORM EN ISO 3457:1995-04-01)
Erdbaumaschinen – Schutzeinrichtungen – Begriffe und Anforderungen (ISO 3457:1986)

EN ISO 3743-1:1995 (= ÖNORM EN ISO 3743-1:1995-10-01)
Akustik – Bestimmung der Schalleistungspegel von Geräuschquellen – Verfahren der Genauigkeitsklasse
2 für kleine, transportable Quellen in Hallfeldern – Teil 1: Vergleichsverfahren in Prüfräumen mit schall-
harten Wänden (ISO 3743-1:1994)

EN ISO 3743-2:1996 (= ÖNORM EN ISO 3743-2:1997-02-01)
Akustik – Bestimmung der Schalleistungspegel von Geräuschquellen aus Schalldruckmessungen – Ver-
fahren der Genauigkeitsklasse 2 für kleine, transportable Quellen in Hallfeldern – Teil 2: Verfahren Son-
der-Hallräume (ISO 3743-2:1994)

EN ISO 3744:1995 (= ÖNORM EN ISO 3744:1996-05-01)
Akustik – Bestimmung der Schalleistungspegel von Geräuschquellen aus Schalldruckmessungen – Hüll-
flächenverfahren der Genauigkeitsklasse 2 für ein im wesentlichen freies Schallfeld über einer reflektie-
renden Ebene (ISO 3744:1994)

EN ISO 3746:1995 (= ÖNORM EN ISO 3746:1996-05-01)
Akustik – Bestimmung der Schalleistungspegel von Geräuschquellen aus Schalldruckmessungen – Hüll-
flächenverfahren der Genauigkeitsklasse 3 über einer reflektierenden Ebene (ISO 3746:1995)

EN ISO 6682:1995 (= ÖNORM EN ISO 6682:1995-04-01)
Erdbaumaschinen – Stellteile – Bequemlichkeitsbereiche und Reichweitenbreite (ISO 6682:1986, ein-
schließlich Änderung 1:1989)

EN ISO 7235:1995 (= ÖNORM EN ISO 7235:1995-10-01)
Akustik – Messungen an Schalldämpfern in Kanälen – Einfügungsdämpfungsmaß, Strömungsgeräusch
und Gesamtdruckverlust (ISO 7235:1991)

EN ISO 8662-4:1995 (= ÖNORM EN ISO 8662-4:1995-10-01)
Handgehaltene motorbetriebene Maschinen – Messung mechanischer Schwingungen am Handgriff – Teil
4: Schleifmaschinen (ISO 8662-4:1994)

EN ISO 8662-6:1995 (= ÖNORM EN ISO 8662-6:1995-10-01)
Handgehaltene motorbetriebene Maschinen – Messung mechanischer Schwingungen am Handgriff – Teil
6: Schlagbohrmaschinen (ISO 8662-6:1994)
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EN ISO 9614-1:1995 (= ÖNORM EN ISO 9614-1:1995-10-01)
Akustik – Bestimmung der Schalleistungspegel von Schallquellen aus Schallintensitätsmessungen – Teil
1: Messungen an diskreten Punkten (ISO 9614-1:1993)

EN ISO 11111:1995 (= ÖNORM EN ISO 11111:1996-01-01)
Sicherheitsanforderungen an Textilmaschinen (ISO 11111:1995)

EN ISO 11145:1994 (= ÖNORM EN ISO 11145:1995-06-01)
Optik und optische Instrumente – Laser und Laseranlagen – Begriffe und Formelzeichen (ISO
11145:1994)

EN ISO 11200:1995 (= ÖNORM EN ISO 11200:1996-07-01)
Akustik – Geräuschabstrahlung von Maschinen und Geräten – Leitlinien zur Anwendung der Grundnor-
men zur Bestimmung von Emissions-Schalldruckpegeln am Arbeitsplatz und an anderen festgelegten
Orten (ISO 11200:1995)

EN ISO 11201:1995 (= ÖNORM EN ISO 11201:1996-07-01)
Akustik – Geräuschabstrahlung von Maschinen und Geräten – Messung von Emissions-
Schalldruckpegeln am Arbeitsplatz und an anderen festgelegten Orten – Verfahren der Genauigkeitsklas-
se 2 für ein im wesentlichen freies Schaltfeld über einer reflektierenden Ebene (ISO 11201:1995)

EN ISO 11202:1995 (= ÖNORM EN ISO 11202:1996-07-01)
Akustik – Geräuschabstrahlung von Maschinen und Geräten – Messung von Emissions-
Schalldruckpegeln am Arbeitsplatz und an anderen festgelegten Orten – Verfahren der Genauigkeitsklas-
se 3 für Messungen unter Einsatzbedingungen (ISO 11202:1995)

EN ISO 11203:1995 (= ÖNORM EN ISO 11203:1996-07-01)
Akustik – Geräuschabstrahlung von Maschinen und Geräten – Bestimmung von Emissions-
Schalldruckpegeln am Arbeitsplatz und an anderen festgelegten Orten (ISO 11203:1995)

EN ISO 11204:1995 (= ÖNORM EN ISO 11204:1996-07-01)
Akustik – Geräuschabstrahlung von Maschinen und Geräten – Messung von Emissions-
Schalldruckpegeln am Arbeitsplatz und an anderen festgelegten Orten – Verfahren mit Umgebungskor-
rekturen (ISO 11204:1995)

EN ISO 11546-1:1995 (= ÖNORM EN ISO 11546-1:1996-07-01)
Akustik – Bestimmung der Schalldämmung von Schallschutzkapseln – Teil 1: Messungen unter Labor-
bedingungen (zum Zweck der Kennzeichnung) (ISO 11546-1:1995)

EN ISO 11546-2:1995 (= ÖNORM EN ISO 11546-2:1996-07-01)
Akustik – Bestimmung der Schalldämmung von Schallschutzkapseln – Teil 2: Messungen im Einsatzfall
(zum Zweck der Abnahme und Nachprüfung) (ISO 11546-2:1995)

EN ISO 11691:1995 (= ÖNORM EN ISO 11691:1996-04-01)
Akustik – Messung an Schalldämpfern in Kanälen ohne Strömung – Laborverfahren der Genauigkeits-
klasse 3 (ISO 11691:1995)

EN 23741:1991 (= ÖNORM EN 23741:1992-07-01)
Akustik – Bestimmung des Schalleistungspegels von Geräuschquellen – Rahmenmeßverfahren der Ge-
nauigkeitsklasse 1 für Breitbandspektren in Hallräumen (identisch mit ISO 3741:1988)

EN 23742:1991 (= ÖNORM EN 23742:1992-07-01)
Akustik – Bestimmung des Schalleistungspegels von Geräuschquellen – Methoden der Genauigkeitsklas-
se 1 im Hallraum für Quellen mit Reinton- und Schmalbandanteilen (identisch mit ISO 3742:1988)

EN 25136:1993 (= ÖNORM EN 25136:1994-06-01)
Akustik – Ermittlung der von Ventilatoren in Kanäle abgestrahlten Schalleistung – Kanalverfahren (ISO
5136:1990 und Technisches Korrigendum 1:1993)
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EN 28094:1994 (= ÖNORM EN 28094:1994-05-01)
Stahlseilfördergurte – Haftung zwischen der Deckplatte und der Kernschicht (ISO 8094:1984)

EN 28662-1:1992 (= ÖNORM EN 28662-1:1993-08-01)
Handgehaltene motorbetriebene Maschinen – Messung mechanischer Schwingungen am Handgriff – Teil
1: Allgemeines (ISO 8662-1:1988)

EN 28662-2:1994 + EN 28662-2/A1:1995 (= ÖNORM EN 28662-2:1996-05-01)
Handgehaltene motorbetriebene Maschinen – Messung mechanischer Schwingungen am Handgriff – Teil
2: Meißelhämmer und Niethämmer (ISO 8662-2:1992)

EN 28662-3:1994 + EN 28662-3/A1:1995 (= ÖNORM EN 28662-3:1996-05-01)
Handgehaltene motorbetriebene Maschinen – Messung mechanischer Schwingungen am Handgriff – Teil
3: Gesteinsbohrmaschinen und Bohrhämmer (ISO 8662-3:1992)

EN 28662-5:1994 + EN 28662-5/A1:1995 (= ÖNORM EN 28662-5:1996-05-01)
Handgehaltene motorbetriebene Maschinen – Messung mechanischer Schwingungen am Handgriff – Teil
5: Aufbruchhämmer und Spatenhämmer (ISO 8662-5:1992)

EN 30326-1:1994 (= ÖNORM EN 30326-1:1994-08-01)
Mechanische Schwingungen – Laborverfahren zur Bewertung der Schwingungen von Fahrzeugsitzen –
Teil 1: Grundlegende Anforderungen (ISO 10326-1:1992)

EN 31252:1994 (= ÖNORM EN 31252:1994-11-01)
Laser und Laseranlagen – Lasergerät – Mindestanforderungen an die Dokumentation (ISO 11252:1993)

EN 31253:1994 (= ÖNORM EN 31253:1994-11-01)
Laser und Laseranlagen – Lasergerät – Mechanische Schnittstellen (ISO 11253:1993)

EN 60204-1:1992 (= ÖVE EN 60204-1:1993-02-01)
Sicherheit von Maschinen – Elektrische Ausrüstung von Maschinen – Teil 1: Allgemeine Anforderungen
(IEC 204-1:1992, modifiziert)“

5. Anhang 4 lautet:

„Anhang 4

zu § 5 Abs. 6

VERZEICHNIS DER ÖNORMEN, DIE BIS ZUR ANNAHME ENTSPRECHENDER
HARMONISIERTER EUROPÄISCHER NORMEN FÜR DIE SACHGERECHTE UMSETZUNG
DER GRUNDLEGENDEN SICHERHEITSANFORDERUNGEN WICHTIG UND HILFREICH

SIND

(Stand: 1. Dezember 1996)

Die ÖNORMEN sind beim Österreichischen Normungsinstitut (ON), A-1021 Wien, Heinestraße 38,
Postfach 130, Tel. (0 22 2) 213 00/805, Telefax: (0 22 2) 213 00/818, erhältlich.

Sofern ÖNORMEN EN als harmonisierte Normen in den Anhang 3 aufgenommen werden, entfallen
sie im Anhang 4.

ÖNORM EN 201:1988-04 (= EN 201:1985)
Sicherheitstechnische Anforderungen für Konstruktion und Bau von Spritzgießmaschinen für Kunststoff
und Gummi

ÖNORM EN 281:1988-12/1989-02
Kraftbetriebene Flurförderzeuge mit Fahrersitz; Regeln für die Ausführung und Anordnung der Pedale

ÖNORM EN 3767-1:1996-02
Traktoren, Land- und Forstmaschinen, motorgetriebene Rasen- und Gartengeräte – Bildzeichen für Be-
dienelemente und sonstige Anzeigeeinrichtungen – Teil 1: Allgemeine Bildzeichen (ISO 3767-1:1991)
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ÖNORM EN 3767-2:1996-02
Traktoren, Land- und Forstmaschinen, motorgetriebene Rasen- und Gartengeräte – Bildzeichen für Be-
dienelemente und sonstige Anzeigeeinrichtungen – Teil 2: Bildzeichen für Traktoren und Maschinen in
der Landwirtschaft (ISO 3767-2:1991)

ÖNORM EN 3767-3:1996-08
Traktoren, Land- und Forstmaschinen, motorgetriebene Rasen- und Gartengeräte – Bildzeichen für
Stellteile und sonstige Anzeigeeinrichtungen – Teil 3: Bildzeichen für motorgetriebene Rasen- und Gar-
tengeräte (ISO 3767-3:1995)

ÖNORM EN 3767-4:1996-02
Traktoren, Land- und Forstmaschinen, motorgetriebene Rasen- und Gartengeräte – Bildzeichen für Be-
dienelemente und sonstige Anzeigeeinrichtungen – Teil 4: Bildzeichen für Forstmaschinen (ISO 3767-
4:1993)

ÖNORM EN 3767-5:1996-02
Traktoren, Land- und Forstmaschinen, motorgetriebene Rasen- und Gartengeräte – Bildzeichen für Be-
dienelemente und sonstige Anzeigeeinrichtungen – Teil 5: Bildzeichen für tragbare Forstmaschinen (ISO
3767-5:1992)

ÖNORM EN 21680-1:1992-07 (= EN 21680-1:1991)
Akustik – Verfahren zur Messung der Geräuschemission von rotierenden elektrischen Maschinen – Ver-
fahren der Genauigkeitsklasse 2 für Freifeldbedingungen über einer reflektierenden Ebene

ÖNORM EN 21680-2:1992-07 (= EN 21680-2:1991)
Akustik – Verfahren zur Messung der Geräuschemission von rotierenden elektrischen Maschinen – Ver-
fahren der Genauigkeitsklasse 3

ÖNORM EN 23411:1988-03/1990-06 (= EN 23411:1988)
Erdbaumaschinen – Maschinenführer – Körpermaße, Mindestfreiraum (ISO 3411:1982)

ÖNORM EN 25353:1989-08 (= EN 25353:1988)
Erdbaumaschinen sowie Traktoren und Maschinen für Land- und Forstwirtschaft – Sitzindexpunkt

ÖNORM EN 27182:1992-07 (= EN 27182:1991)
Akustik – Messung des von Handkettensägen abgestrahlten Luftschalls am Ohr des Benutzers

ÖNORM EN 27779:1992-07 (= EN 27779:1991)
Akustik – Geräuschmessung an Maschinen – Luftschallemission, Hüllflächen- und Hallraumverfahren –
Geräte der Büro- und Informationstechnik

ÖNORM EN 27917:1992-07
Akustik – Messung des von Freischneidegeräten abgestrahlten Luftschalls am Ohr des Benutzers

ÖVE EN 60204-3-1:1990-09
Elektrische Ausrüstung von Industriemaschinen – Teil 3: Besondere Anforderungen für Nähmaschinen,
Näheinheiten und Nähanlagen

ÖNORM EN 60825:1993-12 (= ÖVE EN 60825:1993-12)
Strahlungssicherheit von Laser-Einrichtungen – Klassifizierung von Anlagen – Anforderungen und Be-
nutzer-Richtlinien (IEC 825:1984 + A1:1990, modifiziert)

ÖNORM ISO 500:1993-12
Landwirtschaftliche Zugmaschinen – Zapfwellen für den Geräteantrieb am Heck – Typen 1, 2 und 3

ÖNORM ISO 2332:1995-08
Landwirtschaftliche Zugmaschinen und Maschinen – Verbindung von Anbaugeräten mittels Drei-
punktanbau – Freiraum um das Anbaugerät
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ÖNORM ISO 2860:1986-06 (= EN 22860:1985)
Erdbaumaschinen – Öffnungen – Mindestmaße (ISO 2860:1983, ed.3)

ÖNORM ISO 3164:1996-03 (= EN 23164:1985)
Erdbaumaschinen – Überrollschutzaufbauten und Schutzaufbauten gegen herabfallende Gegenstände –
Verformungsgrenzbereich, Laborprüfung (ISO 3164:1979,ed.2 + A1:1980)

ÖNORM ISO 3164:1986-03
Erdbaumaschinen – Überrollschutzaufbauten und Schutzaufbauten gegen herabfallende Gegenstände –
Verformungsgrenzbereich, Laborprüfung

ÖNORM ISO 3449:1986-03
Erdbaumaschinen – Schutzaufbauten gegen herabfallende Gegenstände – Laborprüfungen, Anforderun-
gen

ÖNORM ISO 3471-1:1989-01
Erdbewegungsmaschinen – Überrollschutzaufbauten – Laborprüfung und Anforderungen – Laderaupen,
Radlader, Planier- und Zugraupen, Baggerlader, Motorstraßenhobel, Motorschürfwagen, knickgelenkte
Muldenfahrzeuge

ÖNORM B 2412:1985-10
Baumaschinen – Schutzaufbauten gegen herabfallende Gegenstände – Anforderungen und Prüfung für
Hydraulik- und Seilbagger

ÖNORM B 2450-1:1992-04
Bauvorschriften für Aufzüge – Allgemeines

ÖNORM B 2450-4:1976-12
Bauvorschriften für Aufzüge – nichtbetretbare Lastenaufzüge

ÖNORM B 4004-1:1985-04
Krane und Kranbahnen – Berechnung der Tragwerke – Allgemeine Grundlagen

ÖNORM B 4004-2:1985-05
Krane und Kranbahnen – Berechnung der Standsicherheit

ÖNORM B 4004-3:1981-05
Krane und Kranbahnen – Windkräfte

ÖNORM B 4004-4:1985-12
Krane und Kranbahnen – Berechnung der Tragwerke von Kranbahnen – Wöhlerfestigkeitsnachweis –
Lastannahmen und Einstufung in Beanspruchungsklassen

ÖNORM L 5207:1994-09
Zapfwellenschutz an landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten

ÖNORM L 5219:1994-06
Mobile Seilgeräte zur Holzbringung – Bauvorschriften

ÖNORM L 5220:1980-11
Landwirtschaftliche Zugmaschinen – Sicherheitstechnische Anforderungen

ÖNORM L 5225:1991-03
Beregnungsmaschinen – Sicherheitstechnische Anforderungen und Bauvorschriften

ÖNORM L 5270:1984-05
Rasenmäher mit motorischem Antrieb – Sicherheitstechnische Anforderungen und Prüfungen

ÖNORM L 5276:1986-01
Rückewinden für die Land- und Forstwirtschaft
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ÖNORM L 5277:1994-05
Umlenkflaschen (Umlenkrolle) für die Land- und Forstwirtschaft

ÖNORM M 4810:1980-12
Künstliche Schleifkörper – Verwendungsbestimmungen

ÖNORM M 4811:1991-01
Schleifwerkzeuge – Prüfung im Herstellerwerk – Kennzeichnung

ÖNORM M 6919:1996-06
Landwirtschaftliche Greiferanlagen – Prüfvorschriften

ÖNORM M 9600-1:1977-11
Krane und Windwerke – Bauvorschriften

ÖNORM M 9600-2:1980-03
Krane und Windwerke – Bauvorschriften – Ergänzende Bestimmungen

ÖNORM M 9605-1:1986-01
Anschlagmittel – Geprüfte geschweißte Rundstahlketten – Herstellung, Verwendung und Prüfung

ÖNORM M 9605-2:1981-02
Anschlagmittel – Stahldrahtseile – Herstellung, Verwendung und Prüfung

ÖNORM M 9605-3:1988-05
Anschlagmittel aus synthetischen Fasern – Herstellung, Verwendung und Prüfung

ÖNORM M 9606-1:1980-02
Geprüfte, geschweißte Rundstahlketten für Hebezeuge und Förderanlagen – lehrenhaltig

ÖNORM M 9606-2:1980-02
Geprüfte, geschweißte Rundstahlketten für Hebezeuge und Förderanlagen – nicht lehrenhaltig

ÖNORM M 9607-1:1981-06
Lasthaken für Hebezeuge – Mechanische Eigenschaften, Tragfähigkeiten, vorhandene Spannungen und
Werkstoffe

ÖNORM M 9607-2:1981-05
Lasthaken für Hebezeuge – Prüfung und Instandsetzung

ÖNORM M 9608:1989-11
Lastaufnahmeeinrichtungen – Baubestimmungen

ÖNORM M 9610:1989-02
In Schienen oder Führungen laufende Geräte zur Regalbedienung – Bau-, Prüf-, Betriebs- und Wartungs-
vorschriften

ÖNORM M 9613:1983-08
Landwirtschaftliche Krane und Windwerke – Bauvorschriften

ÖNORM M 9614:1985-12
Ladebordwände – Bau-, Betriebs- und Wartungsvorschriften

ÖNORM M 9618:1988-11
Fahrzeughebebühnen

ÖNORM M 9700:1985-03
Stetigförderer – Allgemeine Sicherheitsvorschriften
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ÖNORM M 9701:1987-05
Stetigförderer für Schüttgut – Zusätzliche Sicherheitsvorschriften für Trichter, Bunker, Silos und deren
Verschlüsse

ÖNORM M 9705:1988-09
Stetigförderer und Zubehör – Spezielle Sicherheitsvorschriften

ÖNORM M 9706:1985-06
Stetigförderer – Bandförderer – Beispielhafte Lösungen zur Sicherung von Auflaufstellen durch Schut-
zeinrichtungen

ÖNORM M 9707:1985-03
Stetigförderer – Förderer mit Kettenelementen – beispielhafte Lösungen zur Sicherung von Auflaufstel-
len durch Schutzeinrichtungen

ÖNORM M 9708:1984-12
Stetigförderer – Kettenförderer mit Trageinrichtungen oder Mitnehmern – Beispielhafte Lösungen für
den Schutz gegen Verletzungen durch Mitnehmer

ÖNORM M 9709:1987-12
Stetigförderer – Bandförderer – Beispielhafte Lösungen für die Sicherung von Einzugstellen an Tragrol-
len

ÖNORM M 9710:1987-01
Stetigförderer – Schneckenförderer – Beispielhafte Lösungen für die Sicherung von Scher- und Einzug-
stellen

ÖNORM M 9720:1975-04
Stetigförderer für Schüttgut – Hauptabmessungen – Schneckenförderer

ÖNORM M 9721:1976-03
Stetigförderer für Schüttgut – Hauptabmessungen – Schwingförderer, Schwingaufgeber, Schüttelrutschen
und Schubaufgeber

ÖNORM M 9722:1975-10
Stetigförderer für Schüttgut – Gurtbreite und Mindestkantenabstände – Gurtförderer mit gemuldeter
Gurtführung (ausgenommen tragbare Gurtförderer)

ÖNORM M 9723:1975-10
Stetigförderer für Schüttgut – Gurttrommeln – Gurtförderer mit gemuldeter Gurtführung (ausgenommen
tragbare Gurtförderer)

ÖNORM M 9724:1976-03
Stetigförderer für Schüttgut – Tragrollen – Gurtförderer mit gemuldeter Gurtführung (ausgenommen
tragbare Gurtförderer)

ÖNORM M 9725:1976-12
Stetigförderer – Gurtförderer in leichter Ausführung (einschließlich fahrbarer und tragbarer Gurtförderer)

ÖNORM M 9750:1982-11
Stetigförderer – Berechnung der Tragwerke

ÖNORM M 9751:1986-12
Stetigförderer – Gurtförderer für Schüttgüter – Berechnung und Auslegung

ÖNORM M 9800:1985-05
Flurförderzeuge und Anbaugeräte – Einteilung, Definition, Bauvorschriften

ÖNORM M 9801:1990-04
Flurförderzeuge und Anbaugeräte – Prüf- und Betriebsvorschriften
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ÖNORM M 9802:1983-06
Messung des Schalldruckpegels am Fahrerplatz von Flurförderzeugen mit Hubeinrichtung

ÖNORM M 9803:1988-02
Lenkerlose Flurförderzeuge – Bau- und Betriebsvorschriften

ÖNORM M 9805:1985-11
Flurförderzeuge – Tragfähigkeitsschild für Stapler

ÖNORM M 9806:1986-12
Flurförderzeuge – Verbots-, Gebots- und Hinweiszeichen – Gestaltung und Anbringung

ÖNORM M 9810-1:1986-06
Standsicherheit von Staplern – Gabelstapler

ÖNORM M 9810-2:1986-09
Standsicherheit von Staplern – Schubmaststapler und Spreizenstapler

ÖNORM M 9810-3:1986-09
Standsicherheit von Staplern – Hochhubwagen und Gabelhochhubwagen

ÖNORM M 9810-4:1986-09
Standsicherheit von STaplern – Stapler mit hebbarem Fahrerplatz mit mittlerem und hohem Hub
(Kommissionierstapler)

ÖNORM M 9810-5:1986-06
Standsicherheit von Staplern – Quergabelstapler

ÖNORM M 9810-6:1986-06
Standsicherheit von Staplern – Vierwegstapler und Mehrwegstapler

ÖNORM M 9810-7:1986-04
Standsicherheit von Staplern – Seitenstapler und Dreiseitenstapler

ÖNORM M 9810-8:1986-04
Standsicherheit von Staplern – Geländegängige Gabelstapler

ÖNORM M 9810-9:1986-04
Standsicherheit von Staplern – Stapler, die mit vorgeneigtem Hubgerüst betrieben werden

ÖNORM M 9810-10:1986-04
Standsicherheit von Staplern – Stapler, die mit einera vorgegebenen Außermittigkeit der Last betrieben
werden

ÖNORM M 9821:1986-07
Flurförderzeuge – Gabelzinken für Stapler – Fertigung und Fertigungsprüfung

ÖNORM M 9822:1987-07
Flurförderzeuge – Gabelverlängerungen für Stapler – Fertigung, Fertigungsprüfung und Verwendung

ÖNORM S 1104:1988-10
Laser für Unterrichts- und Ausbildungszwecke – Sicherheitstechnische Anforderungen und Strahlen-
schutz

ÖNORM S 1105:1990-09
Laser – Strahlenschutztechnische Anforderungen bei der Erzeugung von Lichteffekten mittels Laser-
strahlung vor Publikum oder bei der Vorführung von Laser-Einrichtungen
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ÖNORM S 1119:1994-01
Niederfrequente elektrische und magnetische Felder – Zulässige Expositionsweerte zum Schutz der Per-
sonen im Frequenzbereich 0 Hz bis 30 kHz

ÖNORM S 1120:1992-07
Mikrowellen- und Hochfrequenzfelder – Zulässige Expositionswerte zum Schutz von Personen im Fre-
quenzbereich 30 kHz bis 3 000 GHz – Messungen

ÖNORM S 3035:1995-01
Großküchengeräte – Kippbratpfannen – Begriffsbestimmungen, Anforderungen, Prüfbestimmungen

ÖNORM S 3036:1995-01
Großküchengeräte – Doppelwandige Kochkessel und Schnellkochkessel mit drucklosem Kochraum –
Begriffsbestimmungen, Anforderungen, Prüfbestimmungen

ÖNORM S 3038:1995-11
Großküchengeräte – Friteusen – Begriffsbestimmungen, Anforderungen und Prüfbestimmungen

ÖNORM S 5041:1991-06
Kennzeichnung der Geräuschabgabe von Maschinen und Geräten

ÖNORM S 5042:1994-10
Messung der Geräuschabgabe von Erdbewegungsmaschinen bei der Vorbeifahrt

ÖNORM V 5223:1980-02
Landwirtschaftliche Transportanhängere – Sicherheitstechnische Anforderungen

ÖNORM Z 1580:1989-07
Flüssigkeitsstrahler – Ortsveränderliche und ortsfeste Kalt- und Heißwasserstrahler – Sicherheitstechni-
sche Anforderungen, Prüfung, Normkennzeichnung

ÖNORM Z 1600:1991-01
Festverlegte Aufstiege aus Metall – Leitern und Steigeisengänge

ÖNORM Z 1605:1984-04
Gitterroste aus Stahl – Sicherheitstechnische Anforderungen

ÖNORM Z 1606:1984-04
Trittstufen aus Gitterrosten – Sicherheitstechnische Anforderungen

ÖNORM Z 1610:1986-06
Geländer aus Metall – Sicherheitstechnische Anforderungen

ÖNORM Z 1615:1988-02
Gewendelte Bedienungsstiegen aus Metall – Sicherheitstechnische Anforderungen

ÖNORM Z 1650:1988-04
Holzbearbeitungsmaschinen – Spaltkeile mit Führungs- und Spanneinrichtungen für Kreissägen – Si-
cherheitstechnische Anforderungen und Prüfungen“

Farnleitner

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


